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Gesetzentwurf

der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes Uber den wasserwirtschaftlichen Ausbau an
Bundeswasserstraflien zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele der
Wasserrahmenrichtlinie

A. Problem und Ziel

Die Richtlinie 2000/60/EG (Wasserrahmenrichtlinie) trat am 22.12.2000 in
Kraft und wurde durch die Novellierung des Wasserhaushaltsgesetzes von 2002
in deutsches Recht umgesetzt. Ein Ziel der Wasserrahmenrichtlinie ist es, bei
Oberflachengewadssern den guten ¢kologischen Zustand bzw. bei als kinstlich
oder erheblich verandert eingestuften Gewdssern das gute 6kologische Potenzial
und den guten chemischen Zustand zu erreichen. Dieses Ziel der Wasserrahmen-
richtlinie soll grundsétzlich spatestens bis Ende 2027 erreicht sein. Nach dem
Stand von September 2016 erreichen in Deutschland unter den 8 995 Fluss-
Wasserkorpern lediglich 799 den guten 6kologischen Zustand, das entspricht
einem Anteil von 8,2 Prozent. Von den 8 995 Wasserkdrpern sind allerdings ca.
50 Prozent als kunstlich oder erheblich verandert eingestuft. Aber auch hier ist
die Abweichung von der Zielerreichung erheblich (Broschire ,,Die Wasserrah-
menrichtlinie - Deutschlands Gewasser 2015“ im Internet unter:
www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1968/publikationen/final_
broschure_wasserrahm_enrichtlinie_bf_112116.pdf).

Bundeswasserstralen sind sowohl Verkehrswege als auch Gewésser im wasser-
wirtschaftlichen Sinn. Die Wasserstralen- und Schifffahrtsverwaltung des Bun-
des (WSV) ist nach Artikel 87 und 89 des Grundgesetzes (GG) hoheitlich fir die
Verwaltung der BundeswasserstraBen als Verkehrswege zustdndig. Fur die
Verwaltung der Bundeswasserstrallen als Gewasser sind nach Artikel 30 und 83
GG die Bundeslénder zustandig. Die Erreichung der Ziele, welche die Wasser-
rahmenrichtlinie fiir die Oberflachengewésser setzt, ist innerhalb der von der
Wasserrahmenrichtlinie gesetzten Fristen an den Bundeswasserstrallen unter
Beibehaltung der Aufgabenverteilung absehbar kaum mdglich. Ziel des Geset-
zes ist es daher, zu einer Effizienzsteigerung bei der Umsetzung von MaRnah-
men an den BundeswasserstralRen beizutragen.

B. Lésung

Bund und Lénder sind sich einig, dass die Umsetzung der Wasserrahmenrichtli-
nie eine gesamtstaatliche Aufgabe ist, die nur im Zusammenwirken aller flr
Gewadsser zustandigen Stellen erfolgreich bewaéltigt werden kann. An den Bun-
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deswasserstraen soll daher der Bund den wasserwirtschaftlichen Ausbau, so-
weit dieser zur Erreichung der Ziele der Wasserrahmenrichtlinie erforderlich ist,
als Hoheitsaufgabe tibernehmen. Damit lassen sich die Synergien zwischen ver-
kehrlicher und wasserwirtschaftlicher Verwaltung der Bundeswasserstralien
vollumfénglich zugunsten der Erreichung der Ziele der Wasserrahmenrichtlinie
nutzen.

C. Alternativen

Keine. Bei unverénderter Rechtslage blieben bei der Umsetzung der Wasser-
rahmenrichtlinie an den BundeswasserstraBen in Deutschland mdégliche Syner-
gien nicht genutzt und dadurch blieben mdgliche Effizienzsteigerungen aus.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfillungsaufwand

Durch das Gesetz entstehen beim Bund im Einzelplan 12 bis zum Jahr 2027
zusétzliche Haushaltsausgaben in Hohe von 403 333 890 Euro, davon Personal-
und Sachkosten in H6he von 121 333 890 Euro und Investitionskosten in Hohe
von 282 000 000 Euro. Es ergibt sich ein zusatzlicher Personalbedarf von 208
unbefristeten Stellen.

Im Haushaltsjahr 2021 fallen maximal 9 009 605 Euro an Personal- und Sach-
kosten an. Aufgrund der erst nach Inkrafttreten der Gesetzesédnderung beginnen-
den Stellenbesetzung wird von einem geringeren Mittelbedarf im ersten Jahr
ausgegangen. Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln wird finanziell und
stellenmé&Rig im Einzelplan 12 ausgeglichen.

Im Haushaltsjahr 2022 fallen Personal- und Sachkosten in Hohe von 12 409 534
Euro und Investitionskosten in Hohe von 12 000 000 Euro, also insgesamt 24
409 534 Euro an. Im Haushaltsjahr 2023 fallen Personal- und Sachkosten in
Hohe von 18 128 067 Euro und Investitionskosten in Héhe von 30 000 000 Eu-
ro, also insgesamt 48 128 067 Euro an. Ab dem Haushaltsjahr 2024 fallen zu-
sétzliche j&hrliche Haushaltsausgaben in Hohe von 80 446 671 Euro an, davon
20 446 671 Euro an Personal- und Sachkosten und 60 000 000 Euro an Investiti-
onskosten. Die vorgenannten Personal-, Sach- und Investitionskosten in den
Jahren 2022 bis 2027 von insgesamt 394 324 285 Euro sind Gegenstand der
Aufstellung des Haushalts 2022.

E. Erfallungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fir Burgerinnen und Birger

Das Gesetz verursacht flr die Birgerinnen und Birger bis zum Jahr 2027 einen
geringfiigigen zusétzlichen jahrlichen Erflllungsaufwand.

E.2 Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft

Das Gesetz verursacht fur die Wirtschaft bis zum Jahr 2027 einen geringfigigen
zusétzlichen jahrlichen Erflllungsaufwand.

Der gesamte wiederkehrende Erfullungsaufwand unterliegt der ,,one in, one
out“-Regel der Bundesregierung. Wegen des geringen Umfangs des Erfullungs-
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aufwands sind keine besonderen AusgleichsmalBnahmen zur Begrenzung der
Birokratiekosten vorgesehen.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Fir den Bund entsteht voraussichtlich bis zum Jahr 2027 ein jéhrlicher Erful-
lungsaufwand von etwa 72 900 000. Euro. Fir die Lander entfallt voraussicht-
lich bis zum Jahr 2027 ein jahrlicher Erfullungsaufwand von etwa 72 900 000.
Euro.

F. Weitere Kosten

Das Gesetz verursacht keine weiteren Kosten. Auswirkungen auf Einzelpreise
und auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind
nicht zu erwarten.
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BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND Berlin, 19. Februar 2021
DIE BUNDESKANZLERIN

An den

Prasidenten des

Deutschen Bundestages
Herrn Dr. Wolfgang Schauble
Platz der Republik 1

11011 Berlin

Sehr geehrter Herr Prasident,

hiermit Gbersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes Uber den wasserwirtschaftlichen Ausbau an
Bundeswasserstral3en zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele der
Wasserrahmenrichtlinie

mit Begriindung und Vorblatt (Anlage 1).
Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizufiihren.

Federfuhrend ist das Bundesministerium fur Verkehr und digitale Infratruktur.

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemanR § 6 Absatz 1
NKRG ist als Anlage 2 beigefigt.

Der Bundesrat hat in seiner 1000. Sitzung am 12. Februar 2021 gemalf3 Artikel
76

Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus
Anlage 3 ersichtlich Stellung zu nehmen.

Die GegenaulR3erung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundes-
rates wird nachgereicht.

Mit freundlichen GriRen
Dr. Angela Merkel



Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode -5- Drucksache 19/26827

Anlage 1

Entwurf eines Gesetzes Uber den wasserwirtschaftlichen Ausbau an
Bundeswasserstraflien zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele der
Wasserrahmenrichtlinie

Vom ...

Der Bundestag hat mit der Mehrheit seiner Mitglieder und mit Zustimmung des Bundesrates das folgende
Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Bundeswasserstralengesetzes

Das Bundeswasserstrallengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Mai 2007 (BGBI. I S. 962;
2008 | S. 1980), das zuletzt durch Artikel 335 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBI. | S. 1328) geéndert
worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. §1 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

c)

Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

1. die Binnenwasserstrallen des Bundes, die dem Verkehr mit Guter- und Fahrgastschiffen oder der
Sport- und Freizeitschifffahrt mit Wasserfahrzeugen dienen; als solche gelten die in der Anlage 1 auf-
gefuihrten WasserstraRen, dazu gehdren auch alle Gewasserteile,

a) die mit der Bundeswasserstrafle in ihrem Erscheinungsbild als natiirliche Einheit anzusehen sind,

b) die mit der BundeswasserstralRe durch einen Wasserzufluss oder Wasserabfluss in Verbindung ste-
hen und

c) die im Eigentum des Bundes stehen,*.
Nach Absatz 1 werden folgende Absétze 2 und 3 eingefugt:

»(2) Unbeschadet der Regelung in Absatz 6 wird die seitliche Abgrenzung der Binnenwasserstra-
Ren des Bundes durch die Uferlinie gebildet. Die Uferlinie ist die Linie des Mittelwasserstandes, bei
staugeregelten BundeswasserstralRen die Linie des Stauziels oder bei tidebeeinflussten Binnenwasser-
straBen die Linie des mittleren Tidehochwasserstandes.

(3) Ufer einer Binnenwasserstrale des Bundes ist der Bereich zwischen der Uferlinie gemal Ab-
satz 2 und der Linie des mittleren Hochwasserstandes. Davon ausgenommen sind die tidebeeinfluss-
ten Binnenwasserstral3en, in denen das Ufer zwischen der Linie des mittleren Tideniedrigwasserstan-
des und der Linie des mittleren Tidehochwasserstandes verlduft. Befindet sich unterhalb der Linie des
mittleren Hochwasserstandes oder des Tidehochwasserstandes eine Bdschungskante als natiirliche
landseitige Abgrenzung, tritt diese an die Stelle der Linie des mittleren Hochwasserstandes.*

Die bisherigen Absétze 2 bis 5 werden die Absétze 4 bis 7.

2. In 8§ 8 Absatz 1 Satz 2 werden die Worter ,,8 1 Absatz 4 Nummer 3“ durch die Worter ,,8 1 Absatz 6
Nummer 3“ ersetzt.

a)
b)

8 12 wird wie folgt geandert:

In Absatz 1 werden die Worter ,,als Verkehrswege* gestrichen.

Absatz 2 wird wie folgt gefasst:



Drucksache 19/26827 -6- Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode

,»(2) Ausbau sind die uber die Unterhaltung hinausgehenden Malihahmen

1. zur wesentlichen Umgestaltung einer Bundeswasserstrafle, einer Kreuzung mit einer Bundeswas-
serstralRe, eines oder beider Ufer, die die Bundeswasserstrale als Verkehrsweg betreffen,

2. zur Herstellung oder zur wesentlichen Umgestaltung von Einrichtungen oder von Gewasserteilen
im Sinne des § 1 Absatz 6 Nummer 3,

3. zur wesentlichen Umgestaltung einer Binnenwasserstralie des Bundes (§ 1 Absatz 1 Nummer 1)
oder ihrer Ufer (§ 1 Absatz 3) im Sinne des § 67 Absatz 2 Séatze 1 und 2 des Wasserhaushaltsge-
setzes, soweit die Malinahmen erforderlich sind, um die Bewirtschaftungsziele nach MaRRgabe
der 88 27 bis 31 des Wasserhaushaltsgesetzes zu erreichen; hierzu gehdren nicht Manahmen,
die Uberwiegend zum Zwecke des Hochwasserschutzes oder der Verbesserung der physikali-
schen oder chemischen Beschaffenheit des Wassers durchgefiihrt werden.

Zu den Malinahmen nach Satz 1 Nummer 3 gehoren auch solche MalRnahmen, bei denen Gewéssertei-
le nach § 1 Absatz 1 Nummer 1 letzter Halbsatz entstehen, die einen rdumlichen Zusammenhang mit
der Binnenwasserstrafie aufweisen, auch wenn sie sich vor der AusbaumaBnahme auerhalb des Ufers
der BinnenwasserstraBe befanden. Ausbaumalnahmen nach Satz 1 Nummer 3 sind durchzufuhren,
soweit es die dort genannten Bewirtschaftungsziele nach MaRgabe der 88 27 bis 31 des Wasserhaus-
haltsgesetzes erfordern. Fir die Beseitigung einer Bundeswasserstrale gelten die Vorschriften ber
den Ausbau entsprechend.*

c) Absatz 7 wird wie folgt gefasst:

»(7) Beim Ausbau einer Bundeswasserstrale nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 2 oder beim
Neubau einer Bundeswasserstrale sind die Bewirtschaftungsziele nach MaRgabe der 88 27 bis 31 des
Wasserhaushaltsgesetzes und in Linienflihrung und Bauweise Bild und Erholungseignung der Gewas-
serlandschaft sowie die Erhaltung und Verbesserung des Selbstreinigungsvermdgens des Gewassers
zu beachten. Die natirlichen Lebensgrundlagen sind zu bewahren. Bei Ausbaumalnahmen nach Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 3 sind die Anforderungen nach § 67 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes zu
beachten. Ausbau- oder Neubaumaflnahmen werden so durchgefiihrt, dass mehr als nur geringfiigige
Auswirkungen auf den Hochwasserschutz vermieden werden.”

4. Dem § 14b Absatz 1 wird folgender Satz angefligt:

,Die Planfeststellung fiir einen Ausbau nach § 12 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 darf im Ubrigen nur er-
folgen, wenn die VVoraussetzungen des 8 68 Absatz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes vorliegen.*

5. Dem § 31 Absatz 3 wird folgender Satz angefugt:

»Eine Anzeige oder eine strom- und schifffahrtspolizeiliche Genehmigung ist ebenfalls nicht erforder-
lich fir Benutzungen und fir Anlagen an den BundeswasserstralRen, welche am ... [einsetzen: Datum des
Inkrafttretens dieses Gesetzes nach Artikel 5] erstmals in Anlage 1 aufgenommen wurden, soweit die Be-
nutzung oder Anlage vor dem ... [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach Artikel 5] in
zulassiger Weise ausgeubt wurde oder rechtmalig vorhanden war.*

6. In § 46 Satz 1 Nummer 1 werden die Worter ,,nach § 1 Absatz 4 Nummer 1“ durch die Worter ,,nach § 1
Absatz 6 Nummer 1 ersetzt.

7. Dem § 56 werden die folgenden Absétze 7 und 8 angefiigt:

»(7) Wurde fiir eine MaRnahme nach § 12 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 vor dem ... [einsetzen: Datum
des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach Artikel 5] ein Verfahren zur Unterrichtung tber den Untersu-
chungsrahmen nach 8§ 15 des Gesetzes Uber Umweltvertraglichkeitspriifung oder ein Planfeststellungs- o-
der Plangenehmigungsverfahren nach § 68 des Wasserhaushaltsgesetzes eingeleitet, so flihrt die zustdndige
Landesbehdrde dieses Verfahren nach dem bis zum ... [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Geset-
zes nach Artikel 5] geltenden Recht fort.

(8) Sind dem bisherigen Tréager einer MaBnahme nach § 12 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3, fir die vor
dem ... [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach Artikel 5] noch kein Verfahren zur Un-
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terrichtung tber den Untersuchungsrahmen nach § 15 des Gesetzes uber Umweltvertraglichkeitsprifung
oder kein Planfeststellungs- oder Plangenehmigungsverfahren nach § 68 des Wasserhaushaltsgesetzes ein-
geleitet worden ist, Kosten entstanden, so kann er hierfiir keine Erstattung vom Bund verlangen.*

8. Die Anlage 1 erhélt die aus dem Anhang zu diesem Gesetz ersichtliche Fassung.

Artikel 2
Anderung des Wasserhaushaltsgesetzes

Das Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2585), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom
19. Juni 2020 (BGBI. | S. 1408) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

Dem § 68 wird folgender Absatz 4 angefligt:

.»(4) Malinahmen zur wesentlichen Umgestaltung einer Binnenwasserstral3e des Bundes oder ihrer Ufer nach
8§ 67 Absatz 2 Satz 1 und 2 flihrt, soweit sie erforderlich sind, um die Bewirtschaftungsziele nach MaRgabe der
88 27 his 31 zu erreichen, die WasserstralRen- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes im Rahmen ihrer Aufga-
ben nach dem Bundeswasserstralengesetz hoheitlich durch.”

Artikel 3
Folgednderungen

(1) In Anhang 7 Teil 1 Nummer 1 Buchstabe ¢) Doppelbuchstabe aa) der BSI-Kritisverordnung vom 22.
April 2016 (BGBI. | S. 958), die durch Artikel 1 der Verordnung vom 21. Juni 2017 (BGBI. | S. 1903) geandert
worden ist, werden die Woérter ,,8 1 Absatz 4 Nummer 1“ durch die Woérter ,,8 1 Absatz 6 Nummer 1“ ersetzt.

(2) In &2 Absatz 2 Nummer 2 des Verkehrsflachenbereinigungsgesetzes vom 26. Oktober 2001 (BGBI. |
S. 2716), das zuletzt durch Artikel 22 des Gesetzes vom 23. Juli 2013 (BGBI. | S. 2586) geandert worden ist,
werden die Worter ,,8 1 Absatz 1 und 4* durch die Worter ,,§ 1 Absatz 1 und 6* ersetzt.

(3) In 82 Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 des Energieleitungsausbaugesetzes vom 21. August 2009 (BGBI. |
S. 2870), das zuletzt durch Artikel 250 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBI. | S. 1328) geéndert worden
ist, werden die Worter ,,§ 1 Absatz 4“ durch die Worter ,,8 1 Absatz 6 ersetzt.

(4) In &4 Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 des Bundesbedarfsplangesetzes vom 23. Juli 2013 (BGBI. | S. 2543;
2014 1 S. 148, 271), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 13. Mai 2019 (BGBI. I S. 706) geandert wor-
den ist, werden die Worter ,,8 1 Absatz 4“ durch die Worter ,,§8 1 Absatz 6“ ersetzt.

(5) In 8 2 Nummer 20 der Gefahrgutverordnung Stral3e, Eisenbahn und Binnenschifffahrt in der Fassung
der Bekanntmachung vom 11. Mdrz 2019 (BGBI. | S. 258), die durch Artikel 14 des Gesetzes vom 12. Dezem-
ber 2019 (BGBI. | S. 2510) geéndert worden ist, werden die Worter ,,§ 1 Absatz 1 und Absatz 4“ durch die
Worter ,,§ 1 Absatz 1 und Absatz 6 ersetzt.

(6) In 8 1 Absatz 1 Nummer 1 des Schiffsunfalldatenbankgesetzes vom 7. August 2013 (BGBI. | S.
3118), das zuletzt durch Artikel 150 des Gesetzes vom 20. November 2019 (BGBI. I S. 1626) gedndert worden
ist, werden die Worter ,,§ 1 Absatz 2 durch die Worter ,,8 1 Absatz 4* ersetzt.



Drucksache 19/26827 -8- Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode

Artikel 4
Evaluierung

Die Bundesregierung erstellt einen Bericht ber den Fortschritt bei der Erreichung der Bewirtschaftungsziele
nach den 8§ 27 bis 31 des Wasserhaushaltsgesetzes an den Bundeswasserstrallen unter besonderer Betrachtung
der Durchfiihrung von Mafinahmen des Gewésserausbaus nach 8 12 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 des Bundeswas-
serstralengesetzes. Die Bundesregierung bewertet auf Grundlage des Berichts die durch dieses Gesetz veran-
lasste Ubertragung der Zustandigkeit auf die WasserstraRen- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes. Sie leitet
den Bericht dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat bis zum 22.12.2025 zu.

Artikel 5
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft.
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Anhang zu Art. 1 Nr. 8

Bundeswasserstral3engesetz
Anlage 1 (zu 8 1 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 7 und § 2 Abs. 2)
Verzeichnis der dem allgemeinen Verkehr dienenden Binnenwasserstral3en des Bundes

Lfd.  Bezeichnung der Wasserstral3e Endpunkte der Wasserstrale
Nr.
1 Aller Mihlenwehr in Celle (km 0,25) =~ Weser
2 Altmihl 90 m oberhalb der Briickenach- = Main-Donau-Kanal
se des Wehres Dietfurt
3 Berlin-Spandauer Schifffahrtskanal | Havel-Oder-Wasserstral3e Spree-Oder-Wasserstralie,
mit [Spandauer Havel] Humboldthafen

Westhafen-Verbindungskanal, =~ Westha-
fenkanal nebst Charlottenburger Verbin-
dungskanal (zur Spree)

4 Dahme-Wasserstrafle oberhalb der Einmindung der Spree-Oder-Wasserstrafle,
[Dolgensee, Kripelsee, Krimnicksee, = Teupitzer Gewasser (km 26,04) = Schmdckwitz
Sellenzugsee, Zeuthener See]
mit

Teupitzer Gewadsser [Teupitzer See,
Schweriner See, Zemminsee, Schulzen-
see, Gr. und KI. Moddersee, Klein Kori-
ser See, Holzerner See, Schmdldesee,
Huschsee], Storkower Gewésser [Schar-
mitzelsee, Storkower See, Storkower
Kanal, Wolziger See, Langer See], Zerns-
dorfer Lanke (von Kablow-Ziegelei (km
3,07) bis zum Kripelsee), Notte (vom
Hafen Konigs Wusterhausen (km 0,99)
bis zur Dahme-Wasserstrale (Niederleh-
me)), Mollenzugsee, Wernsdorfer Seen-
kette [Wernsdorfer See ndrdlich (km
8,20) und sudlich Oder-Spree-Kanal,
Krossinsee, Gr. Zug]

5 Datteln-Hamm-Kanal Dortmund-Ems-Kanal, Datteln = Schmehausen (km 47,20)
6 Donau Kelheim (km 2 414,72) deutsch-6sterreichische Gren-
[Regen vom Schleusenkanal Regensburg ze bei Jochenstein
bis zum Donau-Nordarm]
mit
Donau-Siidarm in Regensburg
7 Dortmund-Ems-Kanal Hafen Dortmund (km 1,44) und Ems,

[Ems von Gleesen bis Hanekenféhr, Hase = Einmundung des Rhein-Herne- = Verbindungslinie bei Papen-
vom Dortmund-Ems-Kanal bis zur Ems, = Kanals bei Henrichenburg (km = burg zwischen dem Diemer
Ems von Meppen bis Papenburg] mit 15,45) Schopfwerk und dem Deich-
Ersten Fahrten durchlass bei Halte

mit
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Lfd.
Nr.

10

11

12

13

14

Bezeichnung der Wasserstralie

Altkanal Ems-Hase-Kanal Hanekenfahr,
Altkanal Ems-Hase-Kanal Meppen (von
164,75 bis zur Hase)

Eider

Elbe

[Norderelbe]

mit

Suderelbe und Kohlbrand, Bitzflether
Siiderelbe (von km 0,69 bis zur Elbe),
Ruthenstrom (von km 3,75 bis zur Elbe),
Wischhafener Siiderelbe (von km 8,03 bis
zur Elbe)

Elbe-Havel-Kanal
[Gr.

mit

Niegripper Verbindungskanal (zur Elbe),
Niegripper Altkanal (vom Elbe-Havel-
Kanal bis km 0,45), Pareyer Verbin-
dungskanal nebst Baggerelbe (von km
2,02 bis zum Pareyer Verbindungskanal),
Bergzower Altkanal (Unterhaupt der
ehem. Schleuse (km 28,62) bis Elbe-
Havel-Kanal), Altenplathower Altkanal,
Roldorfer Altkanal, Woltersdorfer Altka-
nal, Wasserstrale Kl ~ Wendsee-
Wousterwitzer See

Elbe-Liibeck-Kanal

Wendsee]

Elbe-Seitenkanal
Elisabethfehnkanal

Ems

(ohne Abschnitt des Dortmund-Ems-
Kanals von Gleesen bis Hanekenfahr und
von Meppen bis Papenburg)

Endpunkte der Wasserstrale

Rendsburg (km 0,12)

deutsch-tschechische Grenze bei
Schéna

Mittellandkanal, Ende des unte-
ren Schleusenvorhafens Ho-
henwarthe

Trave, 71 m nordostlich der
Achse der Geniner StralRenbri-
cke

Mittellandkanal
Kistenkanal bei Kampe

oberhalb der Eisenbahnbriicke
sidlich Rheine (km 44,77)

Nordsee, Verbindungslinie
zwischen der Mitte der Burg
(Trénke) und dem Kirchturm
von Vollerwiek

Nordsee, Verbindungslinie
zwischen der Kugelbake bei
Dose und der westlichen Kan-
te des Deichs des Friedrichs-
koogs (Dieksand)

Untere  Havel-Wasserstrafe
[Plauer See]

Elbe

Elbe
Sagter Ems

Nordsee, Verbindungslinie de!
norddstlichen Deichecke bej
Het Oude Schip (geografische
Koordinaten im Bezugssystem
WGS84: 53° 25' 59" N/006°
52' 01" E) und der vorsprin:
genden Deichecke westlich
Pilsum (geografische Koordi:
naten im  Bezugssystem
WGS84: 53° 29' 02" N/007¢
01'49" E)
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Lfd.
Nr.

15

16

17

18

19

20

21

22

23

24

25

Bezeichnung der Wasserstralie

Ems-Seitenkanal

Ems-Jade-Kanal
nebst Auslasskanal Mariensiel

Este

Freiburger Hafenpriel

Fulda
Gieselaukanal

Hase

Havelkanal

Havel-Oder-WasserstralRe

[Spandauer Havel (Spandauer See, Nieder
Neuendorfer  See), Oder-Havel-Kanal
(Lehnitzsee), Oderberger Gewésser (Lie-
per See, Oderberger See, Alte Oder),
Hohensaaten-Friedrichsthaler Wasserstra-
Re, Westoder von der Einmiindung der
Hohensaaten-Friedrichsthaler Wasserstra-
Re]

mit

Tegeler See, Veltener Stichkanal, Orani-
enburger Kanal, Oranienburger Havel
nebst Gr. Wehrarm Sachsenhausen, Fried-
richsthaler Havel, Malzer Kanal (bei
Malz), Schnelle Havel, Finowkanal nebst
Méackerseekanal [Mackersee], Werbelli-
ner Gewadsser [Werbellinsee, Werbel-
linkanal nérdlich und sidlich Oder-
Havel-Kanal, Rosenbeckersee, Pechteich-
see], Wriezener Alte Oder (von km 2,53
bis zur Havel-Oder-Wasserstrafle), Ver-
bindungskanal Hohensaaten Ost (zur
Oder), Verbindungskanal  Schwedter
Querfahrt (zur Oder), Westoder (von der
Oder bis zur Hohensaaten-
Friedrichsthaler Wasserstral3e)

Hunte

IImenau

Endpunkte der Wasserstrale

Ems, Oldersum

Ostkante der Autobahnbriicke
bei Sande (km 61,96)

Unterwasser der Schleuse Bux-
tehude (km 0,25)

Ostkante der Deichschleuse in
Freiburg an der Elbe

Mecklar (km 0,00)
Nord-Ostsee-Kanal

oberhalb der Einmundung des
Ems-Hase-Kanals in  Meppen
(km 165,02)

Havel-Oder-Wasserstrale, Nie-
der Neuendorf

Spreemiindung, Spandau

140 m unterhalb der Amalien-
briicke in Oldenburg

Nordwestkante der Brausebrii-
cke an der Abtsmihle in Liine-
burg

Unterhaupt der BorBumer
Schleuse in Emden
Unterwasser der Schleuse

Mariensiel (km 67,40)

Elbe [Muhlenberger Loch]

Elbe

Weser

Eider

Dortmund-Ems-Kanal

Untere  Havel-Wasserstrale,

Paretz

deutsch-polnische Grenze bej
Mescherin

Weser

Elbe
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Lfd.
Nr.

26

27

28

29

30

31

32

33

34

35

Bezeichnung der Wasserstralie

Krickau

Kistenkanal

[Hunte von 140 m unterhalb der Amali-
enbriicke in Oldenburg. bis zur Einmin-
dung des Landesgewassers Hunte]

mit

Stichkanal Dorpen (bis km 64,47)

Lahn

Leda und Sagter Ems

(vom Elisabethfehnkanal bis zum Zu-
sammenfluss mit dem Dreyschloot)

Leine, lhme wund Schneller Graben
[Schneller Graben von km 16,76 bis zur
Einmundung in die Ihme (km 17,31),
Ihme km 17,31 bis zur Einmiindung in die
Leine km 20,89, Leine bis zur Aller]

Lesum

Liuhe

Main

Main-Donau-Kanal

[Regnitz vom Main bis unterhalb der
Schleuse Bamberg und von oberhalb des
Hochwassersperrtores Neuses bis unter-
halb der Schleuse Hausen, Altmihl von
unterhalb der Schleuse Dietfurt bis zur
Donau]

Mittellandkanal

mit

Ersten Fahrten, Stichkanal Ibbenbiren
(bis km 1,11), Stichkanal Osnabriick (bis
km 13,00), Verbindungskanal Nord zur
Weser, Verbindungskanal Sud zur Weser,
Stichkanal Hannover-Linden (bis km
10,75) nebst Verbindungskanal zur Leine,
Stichkanal Misburg (bis km 0,92), Stich-
kanal Hildesheim (bis km 14,40), Stich-
kanal Salzgitter (bis km 17,96), Rothen-
seer Verbindungskanal (zur Elbe)

Endpunkte der Wasserstrale

Sudwestkante der im Verlauf
der StraBe Wedenkamp liegen-
den StraBenbriicke in EImshorn

140 m unterhalb der Amalien-
brucke in Oldenburg

Unterwasser des ehem. Wehres
Badenburg nordlich GieRens
(km -11,08)

Einmindung des Elisabethfehn-
kanals in die Sagter Ems

Unterwasser des Wehres im
Schnellen Graben in Hannover
(km 16,76)

Zusammenfluss von Hamme

und Wimme (km 0,00)

Nordkante der Marschdamm-
briicke in Horneburg (km 0,26)

oberhalb der Eisenbahnbriicke
bei Hallstadt (km 387,69)

Main

Dortmund-Ems-Kanal

Elbe [Pagensander Nebenelbel

Dortmund-Ems-Kanal [Ems]

Rhein

Ems

Aller

Weser

Elbe

Rhein

Donau

Elbe-Havel-Kanal, Ende des
unteren  Schleusenvorhafens
Hohenwarthe
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Lfd.  Bezeichnung der Wasserstralie Endpunkte der Wasserstrale

Nr.

36 Mosel deutsch-franzdsische Grenze bei = Rhein
Apach

37 Muiritz-Elde-Wasserstrale Buchholz (km 180,00) Elbe

[Mecklenburgische  Oberseen (Miiritz,
Kolpinsee, Fleesensee, Malchower See,
Petersdorfer See, Plauer See), Elde-
Seitenkanal]

mit

Verbindungskanal Elde-Dreieck, Stor-
Wasserstrale [Schweriner See, Stdrkanal]
nebst Ziegelsee

38 Miiritz-Havel-Wasserstral3e Miritz-Elde-Wasserstrae [KI. = Obere  Havel-Wasserstral3e,
[Mirower Kanal (Sumpfsee, Ragunsee), Mdritz] Priepert
Zotzensee, Mossensee, Vilzsee Ostteil,

KIl. Peetschsee, Labussee, Canower See,
KIl. Pélitzsee Ostteil, Gr. Palitzsee Nord-
teil, Ellbogensee Westteil]

mit

Bolter Kanal (von der Miiritz bis Ober-
wasser der ehem. Schleuse Bolt (km
1,97)), Mirower See, Mirower Adlersee
und Vilzsee Westteil, Gr. Peetschsee,
Rheinsberger Gewasser [KI. Palitzsee
Sudteil, Wolfsbrucher Kanal, Tietzowsee,
Schlabornsee, Gr. Rheinsberger See,
Grienericksee] nebst Gr. Prebelowsee,
Zechliner Gewésser [Schwarzer See, Gr.
Zechliner See, Zootzensee, Zootzenka-
nal], Dollgowsee [Dollgowkanal], Gr.
Palitzsee Sudwestteil

39 Neckar Gemeindegrenze  Wernau -  Rhein
Plochingen

40 Nord-Ostsee-Kanal Elbe, Verbindungslinie zwi- Ostsee [Kieler Forde], Ver-
[Audorfer ~ See,  Schirnauer  See] | schen den Molenképfen in @ bindungslinie zwischen den
mit Brunshuttel Einfahrtsfeuern  in  Kiel
Borgstedter See mit Enge, Flemhuder Holtenau
See, Stichkanal Achterwehrer Schiff-
fahrtskanal

41 Obere Havel-WasserstraRe = Zierker See, Neustrelitz Havel-Oder-Wasserstrale

[Kammerkanal (Zierker See), Obere Ha-
vel (Woblitzsee, Finowsee, Kl. und Gr.
Priepertsee, Ellbogensee Ostteil, Ziernsee,
Rdblinsee, Baalensee, Stolpsee), VoRka-
nal, Malzer Kanal]
mit

Quassower Havel [Gr. Labussee],
Wangnitzsee  Westteil, Menowsee,
Schwedtsee, Lychener Gewdsser [Stadt-
see, Gr. Lychensee, Woblitz, Haussee],
Templiner Gewasser
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Lfd.
Nr.

42

43

44

45

46

47

48

49

50

51

Bezeichnung der Wasserstralie

[Zaarsee, Fahrsee, Bruchsee, Templiner
See, Templiner Kanal, Rdéddelinsee, KI.
Lankensee, Kuhwallsee, Templiner Was-
ser] nebst Gleuensee [GleuenflieR] und
Gr. Lankensee, Wentow-Gewasser [KI.
und Gr. Wentowsee, Wentowkanal] nebst
TornowflieR

Oder

mit

Lausitzer Neile (Mindungsstrecke von
km 0,45 bis zur Oder bei Ratzdorf)

Oste

Peene

[Westpeene, Kummerower See, Richtgra-
ben]

mit

Miindungsstrecke Peene

Pinnau

Regen

Regnitz

Rhein

mit

Lampertheimer Altrhein (von km 4,75 bis
zum Rhein), Altrhein Stockstadt-Erfelden
(von km 9,80 bis zum Rhein)

Rhein-Herne-Kanal

mit

Verbindungskanal zur Ruhr

Rudersdorfer Gewésser
[Strausberger MdiihlenflieB, Hohler See,
Stolpgraben, Kalksee, Flakensee, Dé-
meritzsee]

mit

Stichkanal Langerhanskanal [Kriensee],
Ldcknitz [Mollensee, Peetzsee, Werlsee]

Ruhr

Endpunkte der Wasserstrale

deutsch-polnische Grenze bei
Ratzdorf

210 m oberhalb der Achse der
StralRenbriicke Uber das Oste-
sperrwerk (km 69,360)

Einmindung des Malchiner
Peenekanals in die Westpeene
(km 2,50)

Westkante der im Verlauf der

Elmshorner Stralle liegenden
Strallenbricke in Pinneberg (km
- 0,36)

(km 0,44)

270 m oberhalb der Briicken-
achse des Wehres Hausen Main-
Donau-Kanal 170 m oberhalb
der Briickenachse des Wehres
Bamberg

deutsch-schweizerische Grenze
bei Basel

Ruhrorter Hafen, Einmundung
des Beckens C (km 0,16)

Tasdorf (km 10,48)

oberhalb der Schlossbriicke in
Milheim (km 12,21)

deutsch-polnische Grenze ari
der Abzweigung der Westoder

Elbe

Ostsee [Peenestrom], Verbin;
dungslinie  zwischen  dem
Oberfeuer Jahnkenort una
dem Unterfeuer Pinnow

Elbe [Pagensander Nebenelbe]

Schleusenkanal Regensburg

Main-Donau-Kanal 150 ni
unterhalb des Wehres Neuses
(km 21,79) Main-Donau¢
Kanal

deutsch-niederlandische
Grenze bei Millingen

Dortmund-Ems-Kanal, unterer,
Vorhafen des alten Hebewerks
Henrichenburg

Gosener Kanal

Rhein
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Lfd.
Nr.

52

53

54

55

56

57

58

59

60

Bezeichnung der Wasserstralie

Ryck

Saale
Saale-Leipzig-Kanal

Saar

Schifffahrtsweg Rhein-Kleve
[Spoykanal vom Hafen Kleve bis zum
Unterwasser der Schleuse Brienen (km
4,57), Griethauser Altrhein vom Unter-
wasser der Schleuse Brienen bis zum
Rhein]

mit
Griethauser Altrhein (km 1,45 bis km
2,02)

Schwinge

Sorge

Spree-Oder-Wasserstralie

[Untere Spree, Berliner Spree, Treptower
Spree, Dahme (Langer See), Oder-Spree-

Kanal, Furstenwalder Spree]
mit
Ruhlebener  Altarm, Landwehrkanal,

Spreekanal, Rummelsburger See, Mig-
gelspree [Gr. Muggelsee] (von Kdpenick
bis km 11,85 und vom Unterwasser des
Wehres Gr. Trénke (km 44,85) bis zur
Spree-Oder-Wasserstralie), Gr. Krampe,
WasserstraRe Seddinsee und Gosener
Kanal, Gosener Graben, Drahendorfer
Spree (Mundungsstrecke von km 0,38 bis
zur Spree-Oder-Wasserstralle) Neuhauser
Speisekanal (bis zum Ende des unteren
Schleusenvorhafens Neuhaus), Kl. Mull-
roser See (von der Schlaube bis zur
Spree-Oder-WasserstraRe),  Brieskower
Kanal ((ehem. Friedrich-Wilhelm-Kanal)
von der Altstrecke Schlaubehammer Ost
bis zur Abdd&mmung westl. der ehem.
Schleuse Schlaubehammer (km 0,55))

Stor

Endpunkte der Wasserstrale

Ostkante der Steinbecker Brii-
cke in Greifswald

Bad Dirrenberg (km 124,16)
Sicherheitstor West (km 7,74)

deutsch-franzdsische Grenze bei
Saargemiind

Hafen Kleve (km 1,78)

Nordkante der Salztorschleuse
in Stade

Sudwestkante der im Verlauf
der Bundesstralle 202 liegenden
Stralenbriicke an der Sand-
schleuse (km 0,00)

Havel-Oder-Wasserstrafe,
Spandau

Pegel Rensing

Ostsee [Greifswalder Bod-
den], Verbindungslinie der
Seekanten der Molenkdpfe

Elbe
Hafen Leipzig (km 18,93)

Mosel

Rhein

Elbe

Eider

Oder

Elbe
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Lfd.
Nr.

61

62

63

64

65

Bezeichnung der Wasserstralie

Teltowkanal

[Glienicker Lake, Griebnitzsee, Klein-
machnower See]
mit

Griebnitzkanal [Stélpchensee, Pohlesee,
KIl. Wannsee], Zehlendorfer Stichkanal,
Britzer Verbindungskanal (zur Spree)

Trave
[Kanaltrave,
mit
Nebenarm Stadttrave (von der Abzwei-
gung aus der Kanaltrave bis zur Stidkante
der Wipperbrucke), Dassower See, Pote-
nitzer Wiek

Untertrave]

Uecker

Untere Havel-Wasserstraflie

[Pichelsdorfer Havel (Pichelssee),
Kladower  Seestrecke,  Jungfernsee,
Sacrow-Paretzer Kanal (Weiller See),
Brandenburger Oberhavel (Trebelsee),

Silokanal, Quenzsee, Plauer See]

mit

Gr. Wannsee, Potsdamer Havel [Tiefer
See, Templiner See, Gr. und KI. Zernsee]
nebst Schwielowsee, Petziensee,
Glindowsee und Wublitz [Schlénitzsee
ohne Fahrwasser des Sacrow-Paretzer
Kanals], Nedlitzer Alte Fahrt nebst
Lehnitzsee und Krampnitzsee, Ketziner
Havel, Brandenburger Stadtkanal, Beetz-

see-Riewendsee-WasserstraBe  (Ostende
des Riewendsees, Klinkgraben (km
21,80) bis zur Unteren  Havel-

Wasserstrale), Brandenburger Niederha-
vel, Breitlingsee und Md@serscher See,
Rathenower Havel [Rathenower Stadtka-
nal], Hohennauener WasserstralRe [Fer-
chesarer See, Hohennauener See, Hohen-
nauener Kanal], Mundungsstrecke Untere
Havel (bis km 156,75)

Warnow
(ohne Nebenarm westlich der Badewie-
seninsel in Rostock)

Endpunkte der Wasserstrale

Potsdamer Havel

Elbe-Libeck-Kanal, 71 m nord-
ostlich der Achse der Geniner
StralRenbriicke

Sudwestkante der Strallenbri-
cke in Ueckermiinde

Spreemindung, Spandau

Sudkante der Eisenbahnbriicke
Rostock - Stralsund

Spree-Oder-Wasserstralie
[Dahme]

Ostsee  [Libecker Bucht]
Verbindungslinie der Kopfe
der Siderinnenmole und Nor-
deraufRenmole

Ostsee [Stettiner Haff], Ver=
bindungslinie der Seekanten
der Molenkopfe

Einmindung des Havelbergek
Schleusenkanals in die Elbe

Ostsee [Unterwarnow], Ver:
bindungslinie zwischen dér
nordlichen  Bdschungsunter-
kante auf der Landzunge zwi¢
schen Osthafen und Warnow:
(geografische Koordinaten im
Bezugssystem WGS84: 549
05' 40" N/012° 09' 03" E) und
der  nordwestlichen Bo:
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Nr.

66

67

68

69

Bezeichnung der Wasserstralie

Werra

Wesel-Datteln-Kanal

Weser

mit den Nebenarmen: Kleine Weser in
Bremen (von der unterstromigen Kante
der Wehranlage am Teerhof bis zur We-
ser), Westergate, Rekumer Loch, Rechter
Nebenarm, Schweiburg

Wimme

Endpunkte der Wasserstrale

2 km oberhalb des Ortes Falken
(km 0,78)

Rhein

Zusammenfluss von Fulda und
Werra

ostlich der Franzosenbriicke in
Borgfeld (km 0,00)

schungsunterkante am ostli-
chen Ende des Stadthafens
Rostock (geografische Koor:
dinaten im  Bezugssystent
WGS84: 54° 05' 45" N/012¢
09' 07" E)

Weser

Dortmund-Ems-Kanal,  Dat:
teln
Nordsee, Verbindungslinie

zwischen dem Kirchturm von
Langwarden und der Min-
dung des Arenschen Baches

Lesum
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

I Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Schon nach derzeitigem Recht nimmt die WSV wasserwirtschaftlich veranlasste Aufgaben wahr, ndmlich die
Wiederherstellung der 6kologischen Durchgéngigkeit an den Stauanlagen in den Bundeswasserstraen und die
ihr, wie jedem anderen Eigentimer auch, obliegende Gewasserunterhaltung. Die Gesetzesédnderung hat das Ziel,
der WSV neben diesen bereits bestehenden Aufgaben auch den wasserwirtschaftlichen Ausbau der Bundeswas-
serstralien, soweit dieser zur Erreichung der Ziele der Wasserrahmenrichtlinie erforderlich ist, als Hoheitsaufga-
be zu Ubertragen.

Die Regelung ist notwendig, da die hoheitliche Zustandigkeit fur den wasserwirtschaftlichen Ausbau, auch an
Bundeswasserstralien, derzeit allein bei den Landern liegt. Bund und Lander sind sich aber einig, dass die Um-
setzung der Wasserrahmenrichtlinie eine gesamtstaatliche Aufgabe ist, die nur im Zusammenwirken aller fir
Gewadsser zustandigen Stellen erfolgreich bewdltigt werden kann. Die Erreichung der Ziele an allen Oberfla-
chengewaéssern innerhalb der von der Wasserrahmenrichtlinie gesetzten Fristen ist an den Bundeswasserstrallen
absehbar unter Beibehaltung der gesplitteten Aufgabenverteilung kaum mdglich. Mit der Ubernahme auch der
Aufgabe des wasserwirtschaftlichen Ausbaus der Bundeswasserstralien, soweit dieser zur Erreichung der Ziele
der Wasserrahmenrichtlinie erforderlich ist, lassen sich die Synergien zwischen verkehrlicher und wasserwirt-
schaftlicher Verwaltung der Bundeswasserstrafen vollumféanglich zugunsten der Erreichung der Ziele der Was-
serrahmenrichtlinie nutzen.

1. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Die Richtlinie 2000/60/EG (Wasserrahmenrichtlinie) ist am 22.12.2000 in Kraft getreten und wurde durch die
Novellierung des Wasserhaushaltsgesetzes von 2002 in deutsches Recht umgesetzt. Ein Ziel der Wasserrahmen-
richtlinie fir Oberflachengewasser ist es, den guten dkologischen Zustand bzw. bei als kiinstlich oder erheblich
verandert eingestuften Gewassern das gute 6kologische Potenzial und den guten chemischen Zustand zu errei-
chen. Dieses Ziel der Wasserrahmenrichtlinie soll grundsatzlich spétestens bis Ende 2027 erreicht sein. Nach
dem Stand von September 2016 erreichen in Deutschland unter den 8.995 Fluss-Wasserkdrpern lediglich 799,
das entspricht einem Anteil von 8,2 Prozent, den guten 6kologischen Zustand. VVon diesen 8 995 Wasserkorpern
sind allerdings ca. 50 Prozent als kiinstlich oder erheblich verandert eingestuft. Aber auch hier ist die Abwei-
chung von der Zielerreichung erheblich (Broschire ,,Die Wasserrahmenrichtlinie — Deutschlands Gewasser
2015* im Internet unter:
www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1968/publikationen/final_broschure_wasserrahm_enrichtli
nie_bf _112116.pdf).

Bundeswasserstralien sind sowohl Verkehrswege als auch Gewésser im wasserwirtschaftlichen Sinn. Die WSV
ist nach Artikel 87 und 89 GG hoheitlich fir die Verwaltung der Bundeswasserstralien als Verkehrswege zu-
standig. Fir die Verwaltung der Bundeswasserstralien als Gewasser sind nach Artikel 30 und 83 GG die Bun-
deslénder zustandig. Mit der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie in das deutsche Recht (Wasserhaushaltsge-
setz - WHG) im Jahr 2002 wurde im Wasserrecht ein Paradigmenwechsel hin zu einer ganzheitlichen, 6kolo-
gisch gepréagten Betrachtung eingeleitet, der auch auf die Bewirtschaftung der Bundeswasserstrallen massiv
Einfluss nimmt. Mit dem neuen Wasserhaushaltsgesetz 2010 wurde der WSV die Erhaltung und Wiederherstel-
lung der 6kologischen Durchgéangigkeit an Stauanlagen des Bundes als hoheitliche Aufgabe (§ 34 Absatz 3
WHG) Ubertragen. Des Weiteren wurde bundesgesetzlich geregelt, dass die wasserwirtschaftliche Unterhaltung
der Bundeswasserstralen auch den Bund wie jeden anderen Eigentimer trifft (§ 4 Absatz 1 Satz 2 i. V. m. § 40
Absatz 1 Satz 1 WHG).
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Die Erreichung der Ziele, welche die Wasserrahmenrichtlinie fur die Oberflachengewasser setzt, ist innerhalb
der von der Wasserrahmenrichtlinie gesetzten Fristen an den Bundeswasserstral3en unter Beibehaltung der Auf-
gabenverteilung absehbar kaum mdglich.

Die neue wasserwirtschaftliche Aufgabe der WSV soll an allen BundeswasserstralRen, die unter die Verwal-
tungskompetenz des Bundes nach Artikel 89 GG fallen, bestehen. Mit der erstmals im Gesetz vorgenommenen
Konkretisierung des Begriffs ,,dem allgemeinen Verkehr dienend* wird dieser den aktuellen Entwicklungen und
Verhaltnissen auf den Bundeswasserstralien angepasst und tiber die tradierte, rein gliterverkehrliche Betrachtung
hinaus, um die mittlerweile gewichtigen Wirtschaftsfaktoren Fahrgastschifffahrt und Sport- und Freizeitverkehr
mit Wasserfahrzeugen erweitert.

I1. Alternativen

Keine. Bei unverdnderter Rechtslage blieben bei der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie an den Bun-
deswasserstralRen in Deutschland mdgliche Synergien nicht genutzt und dadurch blieben mdégliche Effizienz-
steigerungen aus.

V. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 21 und Nummer 32 des
Grundgesetzes (GG).

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europdischen Union und vélkerrechtlichen Vertrégen

Das Gesetz dient einer verbesserten Umsetzung von MalRnahmen zur Erreichung der Ziele der Wasserrahmen-
richtlinie an Bundeswasserstralien. Es ist mit dem Recht der Europdischen Union und volkerrechtlichen Vertra-
gen, die die Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar.

VI. Gesetzesfolgen

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung
Durch die Zusammenfiihrung der Zusténdigkeiten in einer Verwaltung werden Verwaltungsablaufe vereinfacht.
2. Nachhaltigkeitsaspekte

Das Gesetz trégt zu einer nachhaltigen Entwicklung bei und steht im Einklang mit der Deutschen Nachhaltig-
keitsstrategie. Die Managementregeln und Indikatoren der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie wurden geprift.
Betroffen sind die Bereiche SDG 3 Gesundheit und Wohlergehen, SDG 11 Nachhaltige Stadte und Gemeinden
(Indikator 11.2 Mobilitat) und SDG 14 Leben unter Wasser.

Der nachhaltige Charakter des Regelungsvorhabens ergibt sich allgemein bereits daraus, dass es der Umsetzung
der Wasserrahmenrichtlinie dient. Die Wasserrahmenrichtlinie ist Ausfluss einer nachhaltigen Gewésserschutz-
politik der EU, zielt auf die nachhaltige Bewirtschaftung von Gewdassern und einen nachhaltigen Wasserge-
brauch ab. Im Einzelnen sind o. g. Bereiche der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie wie folgt betroffen. Ziele
der Wasserrahmenrichtlinie sind der gute 6kologische Zustand bzw. das gute 6kologische Potenzial von Ober-
flachengewdssern und damit auch der Bundeswasserstralen. Durch die ¢kologische Weiterentwicklung der
Bundeswasserstralien (insbesondere der sog. Nebenwasserstralien) werden diese auch flr Freizeit und Erholung
aufgewertet. Freizeit und Erholung in attraktiver und 6kologisch gesunder Umgebung haben positive Einfliisse
auf Gesundheit und Wohlergehen (SDG 3). Das Regelungsvorhaben schafft Synergien zwischen verkehrlicher
und wasserwirtschaftlicher Verwaltung der Bundeswasserstralien, die zugunsten der Erreichung der Ziele der
Wasserrahmenrichtlinie genutzt werden sollen. Die Synergien arbeiten dabei in beide Richtungen, so dass das
Regelungsvorhaben sowohl der Umwelt als auch der Schifffahrt auf den Bundeswasserstraien — und damit der
Mobilitét (SDG 11.2) — zugute kommt. Die Ziele der Wasserrahmenrichtlinie — guter 6kologischer Zustand bzw.
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gutes 6kologisches Potential - setzen insbesondere Verbesserungen bei den biologischen Qualitdtskomponenten
— also der Gewasserflora und der Gewasserfauna — voraus. Verbesserungen von Flora und Fauna (z. B. Fische)
in den vom Regelungsvorhaben betroffenen BinnenwasserstraRen des Bundes dirften auch positive Auswirkun-
gen auf das Leben im Meer (SDG 14) haben.

Damit sind zugleich die Prinzipien 1 1 (,,Nachhaltige Entwicklung als Leitprinzip konsequent in allen Bereichen
und bei allen Entscheidungen anwenden®) und 2 (,,Global Verantwortung wahrnehmen*) gewahrt. Die Wasser-
rahmenrichtlinie als Ausfluss einer nachhaltigen Gewadsserschutzpolitik der EU, zielt auf die nachhaltige Be-
wirtschaftung der Gewadsser und einen nachhaltigen Wassergebrauch ab. Das Regelungsvorhaben, welches
ihrer Umsetzung dient, folgt somit dem Prinzip 1, eine nachhaltige Entwicklung als Leitprinzip konsequent in
allen Bereichen und bei allen Entscheidungen anzuwenden. Das Regelungsvorhaben wahrt auBerdem das Prin-
zip 2 der globalen Verantwortung, indem es dem Schutz der Umwelt in einem europdischen Rahmen dient.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Durch das Gesetz entstehen beim Bund im Einzelplan 12 in dem betrachteten Zeitraum bis zum Jahr 2027 nach-
folgend aufgefiihrte zusétzliche Haushaltsausgaben von 403 333 890 Euro, davon Personal- und Sachkosten 121
333 890 Euro und Investitionskosten 282 000 000 Euro. Es ergibt sich ein zusatzlicher Personalbedarf von 208
unbefristeten Stellen.

Im Haushaltsjahr 2021 fallen maximal 9 009 605 Euro an Personal- und Sachkosten an. Aufgrund der erst nach
Inkrafttreten der Gesetzesénderung beginnenden Stellenbesetzung wird von einem geringeren Mittelbedarf im
ersten Jahr ausgegangen. Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln wird finanziell und stellenmé&gig im
Einzelplan 12 ausgeglichen.

Im Haushaltsjahr 2022 fallen Personal- und Sachkosten von 12 409 534 Euro und Investitionskosten von 12 000
000 Euro, also insgesamt 24 409 534 Euro an. Im Haushaltsjahr 2023 fallen Personal- und Sachkosten von 18
128 067 Euro und Investitionskosten von 30 000 000 Euro, also insgesamt 48 128 067 Euro und ab dem Jahr
2024 fallen zusétzliche j&hrliche Haushaltsausgaben von 80 446 671 Euro an, davon 20 446 671 Euro Personal-
und Sachkosten und 60 000 000 Euro Investitionskosten. Die vorgenannten Personal-, Sach- und Investitions-
kosten in den Jahren 2022 bis 2027 von insgesamt 394 324 285 Euro sind Gegenstand der Aufstellung des
Haushalts 2022.

Es ergibt sich grundséatzlich ein zusatzlicher jahrlicher Investitionsbedarf in Héhe von und 60 000 000 Euro pro
Jahr (vgl. unten 4.3). Zur Umsetzung dieses Investitionshedarfs werden zusatzliche 208 unbefristete Stellen
benétigt (vgl. unten 4.3). Die notwendigen Stellen in der WSV und in den Oberbehdrden Bundesanstalt fir
Gewasserkunde (BfG) und Bundesanstalt fir Wasserbau (BAW) sind wie aus der folgenden Tabelle ersichtlich
verteilt und bewertet.

Behorde Anzahl Wertigkeit

WSV 5,0 Al4
5,0 A 12
19,0 E 14
7,0 E 13
47,0 E 12
8,0 E 11
23,0 E 9b
45,0 ES8
30,0 E7

> 189,0

BAW 1,0 Al4d
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1,0 A 13g
4,0 E 14
2,0 E 13
Y 8,0
BfG 1,0 El4
8,0 E 13
2,0 E 11
2 11,0
» 208,0

Es wird von einer sukzessiven Stellenbesetzung nach Inkrafttreten ausgegangen. Die Anmeldung der notwendi-
gen zusétzlichen Stellen und Investitionsmittel erfolgt gemal einem Stufenplan. Der Stufenplan sieht folgende
Verteilung der Stellenanmeldungen auf die Haushaltsjahre 2021 bis 2024 vor.

Haushaltsjahr 2021
Behorde | Anzahl | Wertigkeit | Personaleinzelkosten Sacheinzelkosten | gesamt
WSV 3,0 Al4 312 186 74 550 386 736
2,0 A 12 169 708 49 700 219 408
10,0 E 14 935 380 248 500 1183880
6,0 E 13 468 942 149 100 618 042
21,0 E 12 1756 587 521 850 2278437
4,0 E11 307 508 99 400 406 908
13,0 E 9% 878 995 323050 1202 045
7,0 ES8 409 276 173 950 583 226
10,0 E7 561 470 248 500 809 970
> 76,0 5800 052 1888 600 7 688 652
BAW 1,0 Al4 104 062 24 850 128912
A 139 0
3,0 E 14 280 614 74 550 355 164
1,0 E 13 78 157 24 850 103 007
> 5,0 462 833 124 250 587 083
BfG 1,0 E14 93 538 24850 118 388
4,0 E 13 312628 99 400 412 028
2,0 E11 153 754 49 700 203 454
Y 7,0 559 920 173 950 733870
>y 88 6 822 805 2186 800 9 009 605
Hauhaltsjahr 2022
Behorde | Anzahl | Wertigkeit | Personaleinzelkosten Sacheinzelkosten | gesamt
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WSV 1,0 Al4 104 062 24 850 128 912
3,0 A 12 254 562 74 550 329112
6,0 E 14 561 228 149 100 710 328
1,0 E 13 78 157 24 850 103 007
16,0 E12 1338 352 397 600 1735952
3,0 E11 230631 74 550 305 181
7,0 E 9 473 305 173 950 647 255
18,0 ES8 1052 424 447 300 1499 724
10,0 E7 561 470 248 500 809 970
Y 65,0 4 654 191 1615 250 6 269 441
BAW Al4
A 13g
1,0 E 14 93538 24 850 118 388
1,0 E 13 78 157 24 850 103 007
Y 2,0 171 695 49 700 221 395
BfG E 14
3,0 E 13 234 471 74 550 309 021
E11
Y 3,0 234 471 74 550 309 021
>y 70,0 5060 357 1739 500 6 799 857
Hauhaltsjahr 2023
Behorde | Anzahl | Wertigkeit | Personaleinzelkosten Sacheinzelkosten | gesamt
WSV 1,0 Al4 104 062 24 850 128 912
A12
3,0 E 14 280 614 74 550 355 164
E 13
10,0 E 12 836 470 248 500 1084 970
1,0 E11 76 877 24 850 101 727
3,0 E 9% 202 845 74 550 277 395
20,0 ES8 1169 360 497 000 1 666 360
10,0 E7 561 470 248 500 809 970
Y 48,0 3231698 1192 800 4 424 498
BAW Al4
1,0 A 13g 84 854 24 850 109 704
E 14
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E 13
> 1,0 84 854 24 850 109 704
BfG E 14
1,0 E 13 78 157 24 850 103 007
E1l1
> 1,0 78 157 24 850 103 007
» 50,0 3394 709 1242 500 4 637 209

Die im ersten Jahr bendtigten 88 Stellen sind gesperrt im Regierungsentwurf fiir den Bundeshaushalt 2021 ent-
halten. Die Besetzung der fiir das Jahr 2021 angemeldeten Stellen kann nach Inkrafttreten dieses Gesetzes und
des Haushaltsgesetzes 2021 beginnen. Es wird davon ausgegangen, dass das Gesetz im Lauf des Jahres 2021 in
Kraft tritt und eine Besetzung eines Teils der fur das Jahr 2021 angemeldeten Stellen bis zum Jahresende 2021
erfolgen kann. Von den Personaljahreskosten des fiir 2021 angemeldeten Stellenbedarfs in Hohe von rd. 9 000
000 € wird ein tatsachlicher Mittelbedarf von rd. 1 000 000 € prognostiziert. Im ersten Jahr (Haushaltsjahr 2021)
werden mit der sukzessiven Stellenbesetzung zunéchst erste MaRnahmeplanungen und Voruntersuchungen auf-
genommen. Die geplanten Malinahmen werden im Haushaltsjahr 2021 noch nicht ausgabewirksam. Der Mehr-
bedarf an Personal- und Sachmitteln wird finanziell und stellenmaRig im Einzelplan 12 ausgeglichen.

Fur das Haushaltsjahr 2022 wird davon ausgegangen, dass die flr das Haushaltsjahr 2021 angemeldeten Stellen
vollstdndig besetzt werden kénnen und die Stellen fur das Haushaltsjahr 2022 zu 50 Prozent. Daraus ergeben
sich zusatzliche Personaleinzelkosten von 9 352 984 Euro und 3 056 550 Euro zusétzliche Sacheinzelkosten.
Mit fortschreitender Stellenbesetzung werden weitere MalRnahmeplanungen vorgenommen. Erste MalRhahmen
werden in die Umsetzung kommen und ausgabewirksam werden. Es wird von 20 des jahrlichen Investitionsbe-
darfs von 60 000 000 Euro, mithin von 12 000 000 Euro Investitionskosten ausgegangen, so dass im Haushalts-
jahr 2022 Ausgaben von insgesamt 24 409 534 Euro entstehen.

Fir das Haushaltsjahr 2023 wird angenommen, dass die angemeldeten Stellen fiir die Haushaltsjahre 2021 und
2022 vollstandig besetzt und die fiir das Haushaltsjahr 2023 angemeldeten Stellen zu 50 Prozent besetzt werden
kénnen. Danach belaufen sich die Personaleinzelkosten auf 13 580 517 Euro und die Sacheinzelkosten auf 4
547 550 Euro. Mit fortschreitender Stellenbesetzung werden weitere MalRnahmeplanungen aufgenommen und
weitere MalRnahmen kommen in die Umsetzung und werden ausgabewirksam. Fir das Haushaltsjahr 2023 wird
mit einer Umsetzung von 50 Prozent des jahrlichen Investitionsbedarfs, also 30 000 000 Euro gerechnet, so dass
Ausgaben von insgesamt 48 128 067 Euro entstehen.

Ab dem Haushaltsjahr 2024 bis 2027 fallen jahrlich bei vollstandiger Stellenbesetzung 15 277 871 Euro Perso-
naleinzelkosten und 5 168 800 Euro Sacheinzelkosten an sowie 100 Prozent der Investitionskosten, also 60 000
000 Euro, so dass sich die jahrlichen Gesamtausgaben auf 80 446 671 Euro belaufen.

Die vorgenannten Personal-, Sach- und Investitionskosten in den Jahren 2022 bis 2027 von insgesamt 394 324
285 Euro sind Gegenstand der Aufstellung des Haushalts 2022.

4. Erfullungsaufwand’

4.1 Erfullungsaufwand fir Birgerinnen und Birger

Far Burgerinnen und Blrger entsteht durch das Gesetz voraussichtlich ein jahrlicher zeitlicher Erfillungsauf-
wand von etwa 131 Stunden und zusatzliche jahrliche Sachkosten in Hohe von 1 380 €.

Durch die Anderung von § 1 Absatz 1 WaStrG und der Anlage 1 zum WaStrG wird der Anwendungsbereich
des Bundeswasserstraliengesetzes raumlich auf die bisher nicht erfassten sogenannten sonstigen Bundeswasser-
stralBen erweitert. Kiinftig gelten an diesen BundeswasserstraRen damit auch die Regelungen zur Strompolizei
im Bundeswasserstraengesetz und dort insbesondere die Regelung des § 31 WaStrG zur strom- und schiff-
fahrtspolizeilichen Genehmigung. GemaR WebSKM des Statistischen Bundesamts gibt es an den in der bis zum
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Inkrafttreten dieses Gesetzes gultigen Fassung der Anlage 1 genannten BundeswasserstraBen 3 000 Falle einer
Anzeige bzw. eines Antrags nach § 31 Abs. 2 WaStrG jahrlich. Die Strecke der durch dieses Gesetz neu in die
Anlage 1 aufgenommenen Bundeswasserstralen betragt etwa zehn Prozent der Lange der bisher dort aufgefihr-
ten Bundeswasserstralien, so dass man davon ausgehen kann, dass auch 10 Prozent der Falle, also 300 jahrlich,
anfallen. Aufgrund der Nutzungsstruktur im Bereich der neu hinzukommenden Bundeswasserstralen, die in
groRerem MaRe durch touristische und private Nutzungen gepragt ist, ist davon auszugehen, dass die Zahl der
Falle jahrlich hoher ausfallt und wird auf 11,5 Prozent, also 345 Falle jahrlich, geschatzt. Von diesen 345 Fallen
dirften etwa 80 Prozent, also 276 Félle auf die Burgerinnen und Biirger entfallen. Laut WebSKM des Statisti-
schen Bundesamts fallt flr eine Anzeige bzw. einen Antrag auf Erteilung einer strom- und schifffahrtspolizeili-
chen Genehmigung pro Einzelfall ein Zeitaufwand von 28,5 Minuten und Sachkosten in Héhe von 5 Euro fir
die Wirtschaft an. Diese Schétzung kann auf Birgerinnen und Biirger (bertragen werden. Bei 276 Fallen jahr-
lich ergeben sich damit 131 Stunden zusétzlicher jahrlicher Zeitaufwand und 1 380 Euro zusatzliche jéhrliche
Sachkosten.

4.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Das Gesetz verursacht fir die Wirtschaft zusétzlichen jahrlichen Erfullungsaufwand in Héhe von etwa 1 400
Euro.

Davon ausgehend, dass von den 345 jéhrlich anfallenden Fallen (s. 0. 4.1) etwa 20 Prozent auf die Wirtschaft
fallen, wird von 69 zusétzlichen j&hrlichen Fallen ausgegangen. Laut WebSKM fallen fur die Wirtschaft 28,5
Minuten Zeitaufwand pro Fall bei einem gemittelten Stundenlohn von 31,47 Euro und Sachkosten in Héhe von
5 Euro pro Fall an. Damit ergibt sich ein zusétzlicher j&hrlicher Zeitaufwand fir die Wirtschaft von etwa 1 030
Euro und jahrliche Sachkosten von 345 Euro.

4.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Fir den Bund entsteht voraussichtlich bis zum Jahr 2027 ein j&hrlicher Erflllungsaufwand von etwa 72 900 000
Euro. Fur die L&nder entféllt voraussichtlich bis zum Jahr 2027 ein jahrlicher Erflllungsaufwand von etwa 72
900 000 Euro.

Vorgabe: wasserwirtschaftlicher Ausbau zur Erreichung der Ziele der Wasserrahmenrichtlinie

Mit dem neuen § 12 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 des BundeswasserstraBengesetzes (WaStrG) tUbernimmt die
WSV den wasserwirtschaftlichen Ausbau der Binnenwasserstrallen des Bundes als hoheitliche Aufgabe nach
Bundeswasserstraliengesetz, soweit dieser erforderlich ist zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele nach MaR-
gabe der 88 27 bis 31 des Wasserhaushaltsgesetzes. Zur Erreichung des guten dkologischen Zustands bzw. des
guten Okologischen Potentials werden durch die WSV insbesondere MalRnahmen zur hydromorphologischen
Verbesserung vorgenommen.

Der Erflllungsaufwand wurde auf Basis eines Berichts der Generaldirektion WasserstraRen und Schifffahrt
(GDWS) ermittelt. In diesem wird abgeschétzt, welche jahrlichen Sach- und Personalkosten fiir den wasserwirt-
schaftlichen Ausbau durch die WSV (einschlieRlich der Oberbehdrden Bundesanstalt fiir Gewdsserkunde (BfG)
und Bundesanstalt fiir Wasserbau (BAW)) erforderlich sind, die inhaltlich der vollstandigen Erreichung der
Bewirtschaftungsziele der Wasserrahmenrichtlinie an den Bundeswasserstralen entsprechen.

Die Ermittlung des zusétzlichen Investitionsbedarfs basiert auf den von den Bundeslandern insgesamt gemelde-
ten -zum Teil noch sehr unkonkreten - Wasserrahmenrichtlinie-MalRnahmen zur Entwicklung der Hydromor-
phologie an den Bundeswasserstralien sowie, mangels anderer konkreter Zahlen fir vergleichbare MalRnahmen,
auf den der GDWS vorliegenden Zahlen zur Umsetzung des Bundesprogramms ,,Blaues Band Deutschland*,
welches vergleichbare Ziele verfolgt, und geht - auch in Anlehnung an das Bundesprogram ,,Blaues Band
Deutschland” - von einem Umsetzungszeitraum bis 2050 aus.

Von Seiten der Bundeslander sind in den vergangenen Jahren groBtenteils keine detaillierten Umsetzungsplane
erstellt worden, aus denen Zeit- und Kostenansatze zu entnehmen wéren. Die bestehenden Bewirtschaftungspla-
ne und MalRnahmenprogramme der L&nder enthalten damit keine hinreichend konkreten Festlegungen insbeson-
dere fur die Bundeswasserstralen, so dass die GDWS basierend auf den bisherigen Erkenntnissen einzelner
LandesmaRnahmen von einer groRtmaoglichen Umsetzung ausgegangen ist. Die Ubertragbarkeit der Ergebnisse
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aus den kleinen bis mittelgroRen Landesgewassern auf die groflen BundeswasserstraRen und die Durchfiihrung
aller modelltechnisch denkbaren MalRnahmen ist aber angesichts der vielfaltigen Nutzungsinteressen und unver-
anderbaren Randbedingungen an Bundeswasserstraen nicht realistisch. Eine weitere Unsicherheit besteht da-
rin, dass das ,,gute 6kologische Potenzial*, das in den groftenteils als ,.erheblich veréndert” eingestuften Was-
serkdrpern der Bundeswasserstralien zu erreichen ist, an vielen BundeswasserstraBen und auch EU-weit noch
nicht abschlieBend methodisch definiert ist. Sinnvollerweise wurde daraufhin eine Differenzierung vorgenom-
men, die nicht auf einer grof¥flachigen Malinahmenumsetzung basiert, sondern nach dem sogenannten, wissen-
schaftlich anerkannten Strahlwirkungs- und Trittsteinprinzip abschnittweise MaRnahmen erfordert und damit
eine moglichst effektive Aufgabenerledigung erlaubt.

Die einzelnen Differenzierungsschritte sind nachfolgend dargestellt.
MaRnahmenumfang:

Der Bericht der GDWS geht von ca. 1 720 km Strecke aus, an denen MaRRnahmen umgesetzt werden sollen.
Dies entspricht ca. 25 Prozent der in Frage kommenden Gesamtstrecke der Bundeswasserstralien. Ein Drittel
dieses Streckenumfangs soll dabei mit dem sogenannten ,,groRen MalRnahmenpaket* umgestaltet werden. Dieser
Ansatz erscheint angesichts der vielfaltigen Nutzungsinteressen an Bundeswasserstralien viel zu hoch und ist
aufgrund des bei erheblich veranderten Wasserkdrpern wie Bundeswasserstralien bereits reduzierten Grades der
Zielerreichung (gutes 6kologisches ,,Potenzial” statt ,,Zustand“) auch nicht erforderlich. Realistisch ist eine
Uberschlégig ermittelte Streckenlange von ca. 700 km, die immerhin auch noch 10 Prozent der Bundeswasser-
stral3en entspricht.

Umsetzungsgrad:

Bei der MalRnahmenumsetzung nimmt die GDWS einen Umsetzungsgrad von 90 Prozent an. Auch dies ist nach
allen Erfahrungen sowohl im verkehrlichen Bereich als auch aus den Modellprojekten ,,Blaues Band* in héchs-
tem MaRe unwahrscheinlich. Realistisch erscheint ein Ansatz von ca. 50 Prozent, wie er z.B. auch bei der ent-
sprechenden Ermittlung im Bundesprogramm ,,Blaues Band Deutschland* angenommen wurde. Mit diesem
Ansatz waren die Kosten pro km vergleichsweise mehr als halbiert.

Unterhaltungsaufwand:

Die GDWS fihrt in ihrem Bericht auf, dass etwaige Unterhaltungsmehraufwendungen derzeit nicht absehbar
und damit nicht kalkulierbar sind und somit nicht in die Kostenschatzung einflieRen. Trotzdem wird ein Perso-
nalmehrbedarf in Hohe von 400 DP angesetzt, der sich nicht nur auf die laut GDWS zu bearbeitende Strecke
von ca. 1 720 km bezieht, sondern sogar auf das gesamte Netz der Bundeswasserstralien. Die Gesetzesfolgenab-
schdtzung muss sich aber auf die tatséchlich durch diese Gesetzesanderung resultierenden Auswirkungen be-
schrénken.

Realisierung:

Nach derzeitigem Recht (8 29 Absatz 3 WHG) sind die Ziele der Wasserrahmenrichtlinie grundsatzlich spéates-
tens bis Ende 2027 zu erreichen,, weshalb flr die Ermittlung des Erfullungsaufwands hinsichtlich der VVorgabe
des Gesetzesentwurfs zum wasserwirtschaftlichen Ausbaus von einem Zeithorizont bis zum Jahr 2027 ausge-
gangen wird und nicht wie im Bericht der GDWS bis zum Jahr 2050. Mit einem weitergehenden Erfiillungs-
aufwand Uber das Jahr 2027 hinaus ist abhdngig von den dann geltenden rechtlichen Rahmenbedingungen auf
nationaler und EU-Ebene und dem Grad der Zielerreichung zu rechnen. Nach Artikel 19 Absatz 2 der Wasser-
rahmenrichtlinie Gberprift die Européische Kommission die Richtlinie spétestens 19 Jahre nach ihrem Inkraft-
treten und schlagt gegebenenfalls erforderliche Anderungen vor. Am 10. Dezember 2019 hat die Europiische
Kommission ihren Bericht zu den Ergebnissen des Fitness Checks der Wasserrahmenrichtlinie und weiterer
Gewadsserschutzrichtlinien vorgelegt. Sie kommt darin zu dem Ergebnis, dass sich die Wasserrahmenrichtlinie
bewéhrt hat und grundsétzlich geeignet ist, auch kiinftigen wasserwirtschaftlichen Herausforderungen zu be-
gegnen. Der Bericht verweist aber auch auf Defizite in der Umsetzung durch die Mitgliedstaaten, u. a. bei Mal-
nahmen zur Verbesserung des 6kologischen Zustands, zu denen auch MalBnahmen des wasserwirtschaftlichen
Ausbaus zéhlen. Entsprechend macht die Européische Kommission deutlich, dass seitens der Mitgliedstaaten
verstarkte Anstrengungen erforderlich sind.

Nach dieser vorgenommenen Differenzierung sind im Zeitraum bis 2027 zusatzliche j&hrliche Investitionskos-
ten von etwa 60000 000. Euro erforderlich. Dies umfasst technische und sonstige Mittel, um bspw. Altarme
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oder Nebenrinnen anzuschlieBen oder Bundeswasserstraen so auszubauen, dass deren 6kologischer Zustand
oder dkologisches Potenzial verbessert wird.

Darliber hinaus wird ein zusatzlicher Personalaufwand bei der WSV und den wissenschaftlichen Oberbehdrden
(BfG und BAW) von jahrlich ca. 12 400 000 Euro geschatzt. Dies resultiert aus einem Personalaufwand fiir
etwa 200 Techniker, Ingenieure, Juristen und Verwaltungsmitarbeiter mit einem Aufwand von jeweils etwa 1
600 Stunden p.a. (Lohnkostensatz 38,80 Euro pro Stunde) zur Verbesserung des okologischen Zustands der
Bundeswasserstralien. Fur die Schatzung wurde auf Basis des Bauleitungsmodells der WSV anndherungsweise
ermittelt, wieviel zusétzlicher Personalaufwand fur die Umsetzung des jahrlichen sachlichen Erfiillungsauf-
wands erforderlich wére. Zusétzlicher Personalaufwand entsteht dabei in den Wasserstralen- und Schifffahrts-
amtern fir die Planung und Umsetzung der AusbaumafRnahmen, fiir die baubegleitende Bautiberwachung sowie
fiir die nachsorgende Unterhaltung. Auf Ebene der GDWS entsteht Personalaufwand fiir die Koordination der
Umsetzung, fur zusétzliche Fachaufsicht sowie bei der Planfeststellungsbehdrde fir die Durchfiihrung der er-
forderlichen Planfeststellungsverfahren. Aullerdem wird auf beiden Ebenen zusatzlicher Personalaufwand fir
die durch Personalmehrung vermehrten Vorgange im Bereich der Verwaltungsdienstleistungen erforderlich
(Personalverwaltung, Organisation, IT, etc.). Bei den wissenschaftlichen Oberbehérden BfG und BAW wird
zusétzlicher Personalaufwand fir die Beratung der WSV in Zusammenhang mit dem wasserwirtschaftlichen
Ausbau bendtigt.

Insgesamt entsteht ein jahrlicher Erfullungsaufwand fiir den Bund bis 2027 von rund 72 400 000 Euro.
Lander

Da die Zustandigkeiten fur den wasserwirtschaftlichen Ausbau der Bundeswasserstralen mit diesem Rege-
lungsvorhaben von den Landern auf den Bund ubertragen werden, entfallt im Grundsatz in dem MaRe der Erfil-
lungsaufwand bei den Landern, wie er beim Bund entsteht.

Dabei sind die Lander zwar in hdchst unterschiedlichem Malle von Bundeswasserstralen betroffen. Insgesamt
kann aber angenommen werden, dass bei gleichen Bewirtschaftungszielen und -ma3nahmen ebenfalls j&hrliche
Investitionskosten von etwa 60 000 000 Euro entstanden waéren, die nun entfallen.

Der geschétzte Personalaufwand, der sich ja an den umzusetzenden Manahmen orientiert, kann hier ebenfalls
mit etwa 1 600 Stunden fiir etwa 200 Techniker, Ingenieure, Juristen und Verwaltungsmitarbeiter angenommen
werden. Bei einem vom Bund leicht abweichenden Lohnkostensatz der Lander von 40,30 Euro pro Stunde ent-
fallt damit ein jahrlicher Aufwand von rund 12 900 000 Euro. Mit der Schétzung des wegfallenden Personal-
aufwands ist keine Feststellung zum Personalbedarf der Lander verbunden.

Insgesamt ist daher davon auszugehen, dass mit der Aufgabenverlagerung fur die L&nder eine jahrliche Entlas-
tung von etwa 72 900 000 Euro einhergeht.

Vorgabe: Erweiterung des raumlichen Anwendungsbereichs

Damit die in 8 12 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 des Bundeswasserstralengesetzes neu geregelte Aufgabe des was-
serwirtschaftlichen Ausbaus der Bundeswasserstralen fir alle Binnenwasserstrallen des Bundes gilt, also auch
fur diejenigen, die zwar BundeswasserstraBen im Sinne von Artikel 89 GG, aber derzeit nicht in der Anlage 1
enthalten sind, wird der raumliche Anwendungsbereich des BundeswasserstraBengesetzes durch die Anderung
von § 1 Absatz 1 WaStrG und der Anlage 1 zum WaStrG erweitert. Durch die Erweiterung wird aber nicht nur
der wasserwirtschaftliche Ausbau zur Erreichung der Ziele der Wasserrahmenrichtlinie an den bisherigen sons-
tigen Bundeswasserstralien ermdglicht. Es gelten auch die weiteren Bestimmungen des Bundeswasserstralienge-
setzes wie z. B. die Regelungen der Strompolizei und dort insbesondere die Regelung des § 31 WaStrG zur
strom- und schifffahrtspolizeilichen Genehmigung. Durch diese Aufgaben der sogenannten WasserstralRen-
Uberwachung entsteht zusétzlicher Erfullungsaufwand. Im Schwerpunkt entsteht dieser zusétzliche Erfiillungs-
aufwand im Hinblick auf die Anzeige, Erteilung und Uberwachung strom- und schifffahrtspolizeilicher Geneh-
migungen nach § 31 WaStrG. Die weiteren zusatzlichen Aufgaben sind mit verhaltnisméaRigem Aufwand nicht
quantifizierbar und im Umfang zu vernachl&ssigen.

Es werden 345 zusétzlichen jéhrliche Féllen zugrunde gelegt (s. 0. 4.1). Es wird davon ausgegangen, dass in 95
Prozent dieser Falle aufgrund der Anzeige eine Genehmigung zu erteilen ist, da eine Genehmigung nach § 31
Abs. 1 WaStrG bereits erforderlich ist, wenn durch die beabsichtigte MalRnahme eine Beeintrachtigung des fir



Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode -27- Drucksache 19/26827

die Schifffahrt erforderlichen Zustands der Bundeswasserstralle oder der Sicherheit und Leichtigkeit des Ver-
kehrs zu erwarten ist. Eine Beeintrachtigung in diesem Sinne geht aber anders als eine Gefahr von fast allen
MafRnahmen oder Benutzungen aus. Bei den 17 verbleibenden Féllen, die mit der Anzeige bereits abgeschlossen
sind, entsteht fir die Priifung der Anzeige ein zeitlicher Aufwand von etwa 4 Stunden. Bei einem Lohnkosten-
satz 38,80 Euro pro Stunde entsteht somit zusétzlicher jahrlicher Erflllungsaufwand von 2 640 Euro. In den 328
Fallen, in denen eine Genehmigung erteilt wird, fallt zusétzlicher personeller Erfiillungsaufwand im Umfang
von 509 056 Euro an. Zunéchst féllt zusatzlicher Erfillungsaufwand fir die Bearbeitung der Anzeige, die Be-
treuung des Antragstellers, die Prifung der Unterlagen und die Erteilung der Genehmigung im Umfang von
etwa 2,5 Tagen (20 Stunden) an. Fiir die Wahrnehmung von Ortsterminen, Erstellung eines Ubergabeprotokolls
und die Uberwachung der BaumaBnahme vor Ort entsteht weiterer personeller Erfiillungsaufwand von etwa 2
Tagen (16 Stunden). AulRerdem entsteht fur die Abnahme der Anlage vor Ort ein geschétzter personeller Erfil-
lungsaufwand von etwa 4 Stunden. Somit belduft sich der personelle Erfullungsaufwand auf etwa 5 Tage pro
Fall.

In der Summe entsteht beim Bund durch die VVorgabe Erweiterung des rdumlichen Anwendungsbereichs zusétz-
licher jahrlicher Erfillungsaufwand von etwa 512 000 Euro.

Bei den L&ndern entfallt durch die Vorgabe kein Erfiillungsaufwand, da die Aufgabe der Wasserstralleniiberwa-
chung in strompolizeilicher Hinsicht erst durch die Geltung des Bundeswasserstraliengesetzes fur die betroffe-
nen Bundeswasserstralen bei der WSV als dafir nach dem BundeswasserstralRengesetz zustédndiger Verwaltung
entsteht.

5.  Weitere Kosten

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, sind nicht
Zu erwarten.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Der Gesetzesentwurf hat keine Auswirkungen fur Verbraucherinnen und Verbraucher.
Der Gesetzesentwurf hat auch keine gleichstellungsspezifischen Auswirkungen.

Von dem Vorhaben sind ferner keine demographischen Auswirkungen — unter anderem auf die Geburtenent-
wicklung, Altersstruktur, Zuwanderung, regionale Verteilung der Bevolkerung oder das Generationenverhaltnis
— ZU erwarten.

VII.  Befristung; Evaluierung

Eine Befristung ist nicht moglich. Die Ubertragung des wasserwirtschaftlichen Ausbaus als Hoheitsaufgabe auf
den Bund ist auf die Erreichung der Ziele der Wasserrahmenrichtlinie beschrankt. Wann in Deutschland diese
Ziele erreicht sein werden, ist nicht konkret vorhersehbar. Deshalb ist eine Befristung nicht méglich. Eine Eva-
luierung der Wirkungen der Kompetenziibertragung auf die WSV fur die Zielerreichung nach Wasserrahmen-
richtlinie soll jedoch im Zuge der Bestandaufnahme 2025 zur Vorbereitung des Bewirtschaftungsplans 2027 -
2033 von der Bundesregierung unternommen und gegeniiber den gesetzgebenden Verfassungsorganen berichtet
werden.

VI Zustimmungspflichtigkeit

Das Gesetz bedarf gemaR Artikel 87 Absatz 3 Satz 2 des Grundgesetzes der Zustimmung des Bundesrates und
der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages, da der Bund aufgrund des in Artikel 1 Nummer 3 dieses Gesetzes
neu eingefligten 8 12 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 des Bundeswasserstrafengesetzes neue Verwaltungsaufgaben
im Bereich Wasserwirtschaft durch bundeseigene Behdrden im Bereich der fakultativen Bundesverwaltung
ausubt.
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B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des BundeswasserstraRengesetzes)
Zu Nummer 1
Zu Buchstabe a

§ 1 enthalt die Definition der Bundeswasserstralien, fiir die das BundeswasserstraRengesetz gilt. Die genannte
Anlage 1 ist nach wie vor konstitutiv fiir die Geltung des Bundeswasserstraengesetzes. Die Anlage ist auch
erforderlich, um den Zustindigkeitsbereich des Bundes konkret raumlich festzulegen. Die Anderung des bishe-
rigen Wortlauts ist zum einen erforderlich, da die in § 12 Absatz 2 Nummer 3 neu geregelte Aufgabe des was-
serwirtschaftlichen Ausbaus der Bundeswasserstralen fiir alle Binnenwasserstralien des Bundes gelten soll, also
auch fir diejenigen, die zwar Bundeswasserstraen im Sinne von Artikel 89 GG, aber derzeit nicht in der Anla-
ge 1 enthalten sind (z. B. die Fulda (von Mecklar (km 0,00) bis Waldauer Kiesteich bei Kassel (km 76,78)); die
Werra (von Falken (km 0,78) bis Unterwasser der Staustufe ,,Letzter Heller* (km 84,00)); Rheinsberger Gewas-
ser). Daneben wird mit der hier getroffenen Regelung der Begriff ,,dem allgemeinen Verkehr dienend* den ak-
tuellen Entwicklungen und Verhdltnissen auf den BundeswasserstraBen angepasst und ber die tradierte, rein
guterverkehrliche Betrachtung hinaus, um die mittlerweile gewichtigen Wirtschaftsfaktoren Fahrgastschifffahrt
und Sport- und Freizeitschifffahrt mit Wasserfahrzeugen erweitert. Bislang wurde zur Auslegung dieses Be-
griffs auf historische Quellen wie die Materialen zum Grundgesetz oder die Gesetzesbegriindung zum Bun-
deswasserstraiengesetz aus dem Jahr 1968 zurtickgegriffen.

Der neue letzte Halbsatz von Nummer 1 entspricht im Wesentlichen dem alten, der die Definition der Bun-
deswasserstraen auch auf Gewasserteile ausdehnt, die die genannten Voraussetzungen erfilllen. Entfallen ist
hier der alte Buchstabe c), welcher das Zulassen des Schiffsverkehrs mit der Bundeswasserstrale als weitere
kumulative Voraussetzung fir die Zugehorigkeit eines Gewasserteils zu einer Bundeswasserstralle normierte.
Diese Voraussetzung muss im Hinblick darauf, dass die Bundeszusténdigkeit nicht mehr allein auf den Verkehr
beschrénkt ist, entfallen. Zu den Mafnahmen, mit denen im Rahmen des neuen Ausbautatbestands nach § 12
Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 WaStrG die Ziele der Wasserrahmenrichtlinie zu erreichen sind, gehort insbesondere
auch der Anschluss von Altarmen und Nebenrinnen. Auf diesen findet aber regelméfiig kein Schiffsverkehr
statt. Durch die Herstellung einer Verbindung mit der Bundeswasserstrale werden diese zu Gewésserteilen, die
zur BundeswasserstralBe gehdren und vom Bund verwaltet werden, wenn sie die Voraussetzungen nach den
Buchstaben a) bis ¢) (neu) erfullen. Fur das Vorliegen der Voraussetzung nach Buchstabe b) ist es unschéadlich,
wenn der Zu- bzw. Abfluss temporér z.B. bei Niedrigwasser nicht besteht.

Zu Buchstabe b

Der neue Absatz 2 definiert die seitliche Abgrenzung der Bundeswasserstral3en, der neue Absatz 3 den Begriff
des Ufers von Binnenwasserstrallen des Bundes erstmals bundeseinheitlich. Bislang war eine solche Definition
im BundeswasserstraRengesetz nicht erforderlich, da verkehrsbedingte MalRnahmen naturgemaf nur in und un-
mittelbar an der Bundeswasserstralie durchgefiihrt werden. MaRnahmen zur Umsetzung der Wasserrahmenricht-
linie kbnnen aber auch in rdumlich davon entfernten Bereichen stattfinden. Da die Verwaltungskompetenz der
WSV aber auf die Bundeswasserstralen beschrankt ist, ist nunmehr eine bundeseinheitliche Festlegung der
seitlichen Abgrenzung der BundeswasserstraRen und eine bundeseinheitliche Definition des Begriffs ,,Ufer einer
Binnenwasserstralle des Bundes* erforderlich. Bei der Festlegung der Werte durch die WSV wird auf das arith-
metische Mittel langjéhriger Messreihen zuriickgegriffen, wie dies in der Hydrologie (ibliche Praxis ist. Damit
stellt die Regelung insbesondere auch die Abgrenzung zum Hochwasserschutz klar. Daneben kann sich die
seitliche Abgrenzung der BundeswasserstralRe, wie bisher, aus der rd&umlichen Ausdehnung des in Absatz 6
geregelten Zubehdrs ergeben. Durch die Definition ,,Ufer einer Binnenwasserstralie des Bundes* im Regelungs-
kontext des WaStrG bleiben wasserwirtschaftliche bzw. -rechtliche Festlegungen des Uferbegriffs fir andere
Oberflachengewadsser, insbesondere auch im Landesrecht, unberihrt

Zu Buchstabe c

Folgednderung zu Nummer 1 Buchstabe b.
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Zu Nummer 2

Folgednderung zu Nummer 1 Buchstabe c.
Zu Nummer 3

Zu Buchstabe a

Folgednderung zu Nummer 3 Buchstabe b.
Zu Buchstabe b

Der neugefasste Absatz 2 regelt nun alle drei Ausbautatbestédnde, die in die hoheitliche Zustandigkeit der WSV
fallen. Die Nummern 1 und 2 regeln unveréndert zur bestehenden Rechtslage den verkehrlichen Ausbau der
Bundeswasserstralien sowie den Aus- und Neubau von Einrichtungen oder Gewaésserteilen, die der Herstellung
der Durchgéngigkeit der Stauanlagen dienen.

Nummer 3 regelt neu den wasserwirtschaftlichen Ausbau, soweit dieser erforderlich ist, um die Bewirtschaf-
tungsziele nach Mallgabe der 88 27 bis 31 Wasserhaushaltsgesetz zu erreichen. Hierdurch Gbernimmt die WSV
neue Aufgaben, was die Zustimmungsbedurftigkeit nach Artikel 87 Absatz 3 Satz 2 des Grundgesetzes ausldst.
Durch Satz 2 wird zum Ausdruck gebracht, dass hierzu auch der Anschluss von Altarmen, Nebenrinnen und
ahnlichen Gewassern sowie von verlandeten Altarmen oder ahnlichen Strukturen zur Verbesserung des ékologi-
schen Zustands der Bundeswasserstraen gehort, auch wenn sie sich vor der Ausbaumafinahme aulierhalb des
Ufers der BinnenwasserstraRe befinden. Solche MalRnahmen fallen als einheitliches Gesamtprojekt kiinftig auch
in die Zustandigkeit des Bundes, wenn diese Gewésser einen raumlichen Zusammenhang mit der Binnenwas-
serstralle aufweisen. Die hierunter fallenden Malinahmen und ihre konkrete Ausgestaltung werden in den ein-
vernehmlich zwischen Bund und L&ndern abzustimmenden Bewirtschaftungsplanen und Malinahmenprogram-
men festgelegt.

Die Bezugnahme auf § 67 Wasserhaushaltsgesetz bewirkt, dass zu der neuen Aufgabe fur den Bund nur wesent-
liche Umgestaltungen des Gewassers oder seiner Ufer gehoéren, nicht dagegen die Zulassung von Einleitungen,
noch die Sanierung von Gewésserverunreinigungen. Der Bund soll nicht fir die Gewéssergute zustandig wer-
den. Gleiches gilt fiir den Hochwasserschutz, der schon nicht zu den Zielen der Wasserrahmenrichtlinie zéhit.
Im Interesse der Rechtssicherheit und —klarheit wird dies mit dem letzten Halbsatz in Nummer 3 ausdriicklich
geregelt, wobei auf die Zweckbestimmung einer vorgesehenen MaRnahme durch den Vorhabentrager abgestellt
wird. Der Begriff der ,,Verbesserung der physikalischen oder chemischen Wasserbeschaffenheit” bezieht sich
auf die Begriffsbestimmung in § 3 Nummer 9 WHG und beschreibt den lblicherweise unter ,,Gewéssergiite” zu
verstehenden Handlungsbereich. Die Zusténdigkeit fur wasserwirtschaftliche Ausbaumalinahmen, die nicht der
Erreichung der Bewirtschaftungsziele dienen (z.B. Bau von Yachthéfen), fallt nicht unter Absatz 2 Satz 1
Nummer 3; insoweit bleibt es bei der bisherigen Zustandigkeit der Lander (siehe auch § 68 Absatz 4 WHG neu).
Die 88 34 und 35 des Wasserhaushaltsgesetzes bleiben unberuhrt.

Nach dem neuen Satz 3 von Absatz 2 sind AusbaumalRnahmen nach Satz 1 Nummer 3 mit Blick auf die ver-
bindlichen VVorgaben der Wasserrahmenrichtlinie durchzufiihren, soweit es die Bewirtschaftungsziele erfordern.

Zu Buchstabe ¢

Die Anderung in Absatz 7 zeichnet die Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofs (Urteil vom 01.07.2015,
C-461/13, Rn. 29 ff.) und des Bundesverwaltungsgerichts (Urteil vom 09.02.2017, BVerwG 7 A 2/15, BVerw-
GE 158, 1 Rn. 478) zur Wasserrahmenrichtlinie nach, wonach das Verschlechterungsverbot und das Verbesse-
rungsgebot auch im Rahmen des verkehrlichen Ausbaus einer Bundeswasserstralie strikt beachtet werden mdis-
sen. Da der neu in Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 geregelte wasserwirtschaftliche Ausbau gerade der Erreichung
der Ziele der Wasserrahmenrichtlinie dient, die Bewirtschaftungsziele nach §§ 27 bis 31 WHG also nicht nur
beachtet, sondern im Wege der AusbaumalRnahmen aktiv verfolgt werden, ist das Beachtungsgebot auf die Aus-
bauvorhaben nach Absatz 2 Satz 1 Nummern 1 und 2 beschrénkt.

In Absatz 7 Satz 3 wird auRerdem geregelt, dass sich die materiellen Anforderungen an einen wasserwirtschaft-
lichen Ausbau nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 aus dem Wasserhaushaltsgesetz ergeben. Dies dient der Klar-
stellung der Rechtslage.
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Zu Nummer 4

8§ 14b Absatz 1 Nummer 6 umfasst bisher die Griinde, nach denen eine Planfeststellung fir einen Ausbau oder
Neubau einer Bundeswasserstrasse zu versagen ist. Durch die Erweiterung der Zustandigkeit der WSV auf den
wasserwirtschaftlichen Ausbau sind hierfiir auch die Versagungsgrinde des Wasserrechts aufzunehmen. Die
Regelung enthalt die hierzu notwendige klarstellende Bestimmung.

Zu Nummer 5

In Anlehnung an den bisherigen § 31 Absatz 3 Nummer 2 und 3 stellt der neue Satz 2 von Absatz 3 klar, dass
fiir Benutzungen und Anlagen, die an den durch dieses Gesetz neu in Anlage 1 aufgenommenen Binnenwasser-
stralen des Bundes bereits vor Inkrafttreten rechtmaRig vorhanden sind, keine strom- und schifffahrtspolizeili-
che Genehmigung erteilt werden muss. Damit wird Erfullungsaufwand auf Seiten der Birger und der Wirtschaft
eingespart.

Zu Nummer 6

Folgednderung zu Nummer 1 Buchstabe c).

Zu Nummer 7

Fir die Abwicklung bereits begonnener Verfahren ist eine Ubergangsregelung erforderlich.

Nach dem neuen § 56 Absatz 7 sollen bereits begonnene Verfahren von der zustdndigen Landesbehorde nach
altem Recht zu Ende gefiihrt werden, um einen Wechsel der Zustandigkeit zwischen Land und Bund im laufen-
den Verfahren zu vermeiden. Die Vorschrift betrifft solche MaRnahmen, fiir die bereits ein VVerfahren zur Unter-
richtung Uber den Untersuchungsrahmen nach 8 15 des Gesetzes iber die Umweltvertréglichkeitspriifung oder
ein Planfeststellungs- oder Plangenehmigungsverfahren eingeleitet wurde.

Die zustindige Landesbehorde ist nach MaRgabe der wasserrechtlichen Vorschriften auch fiir die Uberwachung
der Durchfiihrung von Ausbauvorhaben zur Erreichung der wasserrechtlichen Bewirtschaftungsziele zustandig,
wenn der Planfeststellungsbeschluss oder die Plangenehmigung nach § 68 WHG bereits vor Inkrafttreten des
vorliegenden Gesetzes erteilt worden ist.

Der neue 8 56 Absatz 8 stellt klar, dass eine Kostenerstattung vom Bund an den bisherigen Tréger des Vorha-
bens nicht stattfindet, wenn ein Verfahren zur Unterrichtung tber den Untersuchungsrahmen nach 8§ 15 des
Gesetzes Uber Umweltvertraglichkeitspriifung oder ein Planfeststellungs- oder Plangenehmigungsverfahren
nach 8 68 WHG fir eine MalRnahme im Sinne von Absatz 2 noch nicht eingeleitet wurde und der Bund daher
mit Inkrafttreten des vorliegenden Gesetzes die Tragerschaft Gbernimmt, dem bisherigen Vorhabentréger aber
bereits Kosten entstanden sind.

Zu Nummer 8

Die Anlage wird entsprechend der Anderung von § 1 Absatz 1 Nummer 1 WaStrG durch Aufnahme der bisheri-
gen sogenannten sonstigen Binnenwasserstrallen des Bundes erweitert (vgl. Begrindung zu Artikel 1 Nummer 1
Buchstabe c)).

Zu Artikel 2 (Anderung des Wasserhaushaltsgesetzes)

Der neue Absatz 4 in § 68 WHG zeichnet die in Artikel 1 Nummer 3 dieses Gesetzes vorgesehene Ubertragung
des wasserwirtschaftlichen Ausbaus als Hoheitsaufgabe auf die WSV im Wasserhaushaltsgesetz nach. Fir das
Verfahren gelten die Vorschriften des WasserstraRengesetzes; § 68 Absatz 2 sowie die §8 69 bis 71 WHG fin-
den im kunftigen wasserstraBenrechtlichen Planfeststellungs- bzw. Plangenehmigungsverfahren keine Anwen-
dung.

Zu Artikel 3 (Folgeanderungen)
Zu Absatz 1

Folgeanderung zu Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe c.
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Zu Absatz 2

Folgeanderung zu Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe c.
Zu Absatz 3

Folgeanderung zu Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe c.
Zu Absatz 4

Folgeanderung zu Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe c.
Zu Absatz 5

Folgeanderung zu Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe c.
Zu Absatz 6

Folgeanderung zu Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe c.
Zu Artikel 4 (Evaluierung)

Mit der Ubernahme der Zustandigkeiten fiir den wasserwirtschaftlichen Ausbau der BundeswasserstraBen durch
die WSV wird diese erstmals flir den dritten Bewirtschaftungszyklus nach der Wasserrahmenrichtlinie (2021 -
2027) - neben der bereits bestehenden Verantwortung fiir die Erhaltung und Wiederherstellung der Durchgén-
gigkeit fur Stauanlagen an Bundeswasserstralien - verantwortlich furr die Erreichung der Bewirtschaftungsziele
nach Malgabe des § 12 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 WaStrG.

1. Regelungsziel

Ziel des Gesetzes ist eine Effizienzsteigerung bei der Umsetzung von wasserwirtschaftlichen AusbaumafRnah-
men an den Bundeswasserstralen. Durch die Ubertragung dieser Zustandigkeit auf den Bund ist zu erwarten,
dass Synergien zwischen verkehrlicher und wasserwirtschaftlicher Verwaltung der Bundeswasserstralien ge-
nutzt werden kdnnen. Letztendlich soll so die Erreichung der Bewirtschaftungsziele nach Mafigabe der Wasser-
rahmenrichtlinie an den Bundeswasserstralien unterstiitzt werden.

Mit der Zustandigkeitsverlagerung von den Landern auf den Bund ist notwendigerweise die Erwartung verbun-
den, dass der WSV die erforderlichen finanziellen und personellen Ressourcen zur Verfligung gestellt werden,
um die Aufgabe zu bewéltigen.

2. Indikatoren/Kriterien fur die Zielerreichung

Beziiglich der Indikatoren/Kriterien flr die Zielerreichung wird darauf abgestellt, welche/wie viele wasserwirt-
schaftliche AusbaumalRnahmen von der WSV nach Inkrafttreten dieses Gesetzes ergriffen wurden.

Wann eine Maf3nahme als ergriffen gilt, wird auf der Grundlage der von der Bund/L&nder-Arbeitsgemeinschaft
Wasser (LAWA) auf der 159. LAWA-Vollversammlung beschlossenen Systematik beurteilt. Danach wird un-
terschieden in: ,,nicht begonnen®, ,,in Vorbereitung®, , laufend (einmalige Malinahmen)*, ,.fortlaufend (wieder-
kehrende MaRnahmen)“ und ,,abgeschlossen®. Erreicht eine Malinahme den Status ,laufend” bzw. . fortlau-
fend”, gilt sie als ergriffen.

3. Datengrundlage

Fir den vierten Bewirtschaftungsplan (nach geltender Wasserrahmenrichtlinie fir den Zeitraum 2027 - 2033),
ist im Jahre 2025 eine Bestandsaufnahme zu erstellen. Auf der Grundlage dieser Bestandsaufnahme wird die
Bundesregierung verpflichtet, eine Evaluierung der mit der Zustandigkeitsverlagerung erwarteten Fortschritte
vorzunehmen und den gesetzgebenden Verfassungsorganen zu berichten, damit dort ggf. gesetzgeberisch oder
haushalterisch nachgesteuert werden kann. Da die Bestandsaufnahme im Jahr 2025 ohnehin ansteht und eine
gesonderte Datenerhebung einen unzumutbaren Aufwand darstellen wirde, wird die Evaluierung nicht friher
durchgefhrt.

Zu Artikel 5 (Inkrafttreten)

Das Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkindung in Kraft.
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Zu Anlage (Bundeswasserstraf3engesetz Anlage 1 (zu 8 1 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 7und § 2
Abs. 2) Verzeichnis der dem allgemeinen Verkehr dienenden Binnenwasserstrafen des
Bundes)

Die Anlage wird entsprechend der Anderung von § 1 Absatz 1 Nummer 1 WaStrG durch Aufnahme der bisheri-
gen sogenannten sonstigen Binnenwasserstralien des Bundes erweitert (vgl. Begrindung zu Artikel 1 Nummer 1
Buchstabe c)).
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Anlage 2

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Abs. 1 NKRG

Entwurf eines Gesetzes iiber den wasserwirtschaftlichen Ausbau an BundeswasserstrafSsen zur

Erreichung der Bewirtschaftungsziele der Wasserrahmenrichtlinie (NKR-Nr. 5085, BMVI)

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des oben genannten Regelungsvorhabens

gepriift.

L. Zusammenfassung

Burgerinnen und Burger

Jahrlicher Erfullungsaufwand: geringfligig

Wirtschaft
Jahrlicher Erfullungsaufwand: geringfligig

Verwaltung
Wasserwirtschaftlicher Ausbau:
Jahrlicher Erfullungsaufwand Bund: 72,4 Mio. Euro

Jahrlicher Erfullungsaufwand Liander: mind. -72,9 Mio. Euro

Strom- u. schifffahrtspolizeiliche Aufga-

ben: 510.000 Euro
Jahrlicher Erfiillungsaufwand Bund:
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Evaluation Das Regelungsvorhaben wird 5 Jahre nach
Inkrafttreten (2025) evaluiert.

Ziele des Vorhabens | Ziel der Evaluation ist die Uberpriifung,
ob durch das Heben von Synergien nach
der Ubertragung der wasserwirtschaftli-
chen Zustandigkeit auf den Bund die Zie-
le der Wasserrahmenrichtlinie schneller
und effizienter erreicht werden.

Indikatoren/Kriterien | Diese Zielerreichung soll durch die An-
zahl und Art der wasserwirtschaftlichen
Ausbaumafsnahmen vor und nach Inkraft-
treten des Regelungsentwurfs bewertet
werden.

Daten | Daten tiber Anzahl und Art der wasser-
wirtschaftlichen Ausbaumafinahmen
werden von der Wasser- und Schiff-
fahrtsverwaltung erhoben. Sie dienen
gleichzeitig der Bestandsaufnahme fiir
den nach Wasserrahmenrichtlinie aufzu-
stellenden Bewirtschaftungsplan 2027-
2033.

Der Nationale Normenkontrollrat erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine
Einwénde gegen die Darstellung der Gesetzesfolgen in dem vorliegenden Regelungs-
entwurf.

II. Im Einzelnen

Mit dem Regelungsvorhaben wird das Bundeswasserstrafiengesetz (WaStrG) gedndert. Dabei
wird die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV) zukiinftig fiir den wasserwirt-
schaftlichen Ausbau der Bundeswasserstrafsen zustdndig sein. Nach derzeitigem Recht liegt die
hoheitliche Zustandigkeit fiir den wasserwirtschaftlichen Ausbau, auch fiir Bundeswasserstra-
3en, bei den Liandern.

Der wasserwirtschaftliche Ausbau wird dabei an den Zielen der Wasserrahmenrichtlinie gemes-
sen und soll die physikalische oder chemische Beschaffenheit des Wassers verbessern. Danach
soll ein , guter 6kologischer Zustand” oder bei kiinstlich oder als erheblich verandert eingestuf-
ten Gewdéssern, das sind etwa 50% der betroffenen Gewdésser, ein ,, gutes 6kologisches Potenzial”
bzw. ein , guter chemischer Zustand” erreicht werden. Beispiele fiir den wasserwirtschaftlichen
Ausbau, mit dem o.g. Ziele erreicht werden konnen, sind der Anschluss von Altarmen oder Ne-

benrinnen oder die Anbindung von verlandeten Altarmen.
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Aus dieser Vorgabe resultiert eine fortlaufende Zustandspriifung der Bundeswasserstrafsen, die
Entwicklung von Konzepten fiir notwendige wasserwirtschaftliche Mafsnahmen, die Durchfiih-
rung notwendiger Planfeststellungen und die technische und bauliche Umsetzung dieser Maf3-

nahmen.

Neben dieser Verlagerung der Zustandigkeit von den Landern auf den Bund ist des Weiteren
eine Anpassung der Anlage 1, dem Verzeichnis der Binnenwasserstrafien des Bundes, notwen-
dig. Damit kann der wasserwirtschaftliche Ausbau alle Bundeswasserstrafsen in der Zustandig-
keit der WSV erfassen. Daher werden auch die Bundeswasserstrafien aufgenommen, die nach
dem Grundgesetz in der Zustandigkeit des Bundes lagen, aber nicht dem Giiterverkehr dienten
und daher bisher im WaStrG nicht aufgelistet waren. Dazu wird wiederum die Beschrankung
des WaStrG auf den Giiterverkehr aufgehoben. Zukiinftig sind Binnenwasserstrafien des Bundes
im Sinne des WaStrG solche, die dem Verkehr mit Giitern und Fahrgastschiffen oder der Sport-
und Freizeitschifffahrt (allgemeiner Verkehr) dienen. In Folge erweitert sich auch die strom- und

schifffahrtspolizeiliche Zustdandigkeit auch auf die neu aufgelisteten Gewdsser.

II.1  Erfullungsaufwand

Das Ressort hat den Erfiillungsaufwand nachvollziehbar geschétzt.
Biirgerinnen und Biirger

Fiir Buirgerinnen und Biirger fillt geringftigiger jahrlicher Erfiillungsaufwand an.

Mit der strom- und schifffahrtspolizeilichen Zustandigkeit der neu aufgelisteten Gewdsser geht
einher, dass bspw. der Bau von Stegen oder Schiffsanlegern einer Anzeige bzw. in zusatzlich
einer Genehmigung nach WaStrG bedarf. Eine Genehmigung ist gem&fs WaStrG bereits in den
Fallen zusitzlich erforderlich, wenn eine Beeintrachtigung fiir die Schifffahrt, bspw. durch die
Notwendigkeit des Umfahrens, zu erwarten ist.

Die Datenbank des Statistischen Bundesamtes weist fiir die Anzeige oder den Antrag auf Ertei-
lung einer strom- und schifffahrtspolizeilichen Genehmigung eine jahrliche Fallzahl von 3000 fiir
die Wirtschaft aus.

Das Ressort schétzt, dass der Anteil der Bundeswasserstrafsen, die in Anlage 1 neu aufgenom-
men werden, etwa 10% der bereits aufgelisteten Bundeswasserstrafien ausmacht. Darauf Bezug
nehmend, geht das Ressort mit einem leichten Sicherheitsaufschlag von etwas mehr als 10% neu-
en Fille pro Jahr (345) aus. Aufgrund der vorwiegend touristischen Auspragung wird die Mehr-
heit der Félle (80%) den Biirgern zugeordnet (276 Félle p.a.)
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Die Datenbank weist im Einzelfall einen Aufwand von 28,5 min und Sachkosten von 5 Euro aus,
die auf die Biirger tibertragen werden konnen. Im Ergebnis werden fiir Biirger geringfiigige
Zeitaufwande (131 Stunden) und Sachkosten (rund 1.400 Euro) geschatzt.

Wirtschaft

Fiir die Wirtschaft fallt geringftigiger jahrlicher Erfiillungsaufwand an.

Mit der strom- und schifffahrtspolizeilichen Zustandigkeit der neu aufgelisteten Gewdsser geht
auch fiir die Wirtschaft Erfiillungsaufwand einher, der gewerbliche Schifffahrtsunternehmen
(bspw. Fahrgastschiffe) betrifft.

Bei 69 Féllen p.a. (20%) und einem Einzelfallaufwand von 28,5 min, entsteht bei einem gemittel-
ten Lohnkostensatz von 31,45 Euro/h ein Personalaufwand von rund 1.000 Euro p.a. Zusétzlich

entstehen jahrliche Sachkosten von rund 350 Euro.
Verwaltung

Dem Erfullungsaufwand, der fiir den Bund in Hohe von etwa 72,9 Mio. Euro p.a. entsteht, steht
eine Entlastung der Linder zumindest in etwa gleicher Hohe von -72,9 Mio. Euro gegentiiber.
Es ist zu vermuten, dass Synergieeffekte beim Bund eher zu einer hoheren Entlastungswirkung
bei den Landern fiihren, die aber nicht quantifiziert werden kann. Die Verdnderung bei der Kos-
tentrégerschaft resultiert im Wesentlichen aus der Verschiebung der Zustandigkeit fiir den was-
serwirtschaftlichen Ausbau von den Landern auf den Bund.

Da seitens der Lander zumeist noch keine detaillierten Umsetzungspléne fiir den wasserwirt-
schaftlichen Ausbau existieren, orientierte sich das Ressort bei der Schiatzung des jahrliche Erfiil-
lungsaufwands an den Bewirtschaftungspldnen der Lander fiir die Bundeswasserstrafsen geméfs
der Wasserrahmenrichtlinie. Dabei ging die Generaldirektion Wasserstrafsen (GDWS) von einer
grofitmoglichen Umsetzung der damit einhergehenden Mafinahmen aus und schitzte daftir die
erforderlichen Personal- und Sachaufwénde fiir die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung sowie
die Bundesanstalt fiir Gewisserkunde und die Bundesanstalt fiir Wasserbau bis zum Jahr 2050.
Das Ressort hat die Schdtzung der GDWS auf praktische Umsetzbarkeit bis zum Jahr 2027 ge-
priift, weil sodann ein neues Mafinahmenprogramm gemafs Wasserrahmenrichtlinie aufzustellen
ist. Dabei wurden die von der GDWS zundchst vermuteten rund 1.700 Streckenkilometer (25%
des Gesamtstreckennetzes der Bundeswasserstrafien) reduziert, weil der Anteil insoweit als zu
hoch und bei bestimmten vorhandenen Nutzungen praktisch nicht durchfiihrbar eingestuft
wird. Insoweit geht das Ressort von etwa 700 km aus. Gleichfalls wurde der angestrebte Umset-
zungsgrad angepasst. Damit sollen zundchst nicht grofsflichige Mafinahmenumsetzungen erfol-
gen, sondern abschnittsweise vorgegangen werden. Das ermogliche die Berticksichtigung der

noch nicht erfolgten methodischen Definitionen fiir das , gute 6kologische Potenzial”.
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Fiir die Umsetzung der wasserwirtschaftlichen Mafsnahmen auf 700 km schétzt insoweit das
Ressort fiir den Bund einen Personalaufwand von jahrlich 40.000 Personentagen 4 8 Stunden
(38,80 Euro/h) bis 2027. Dieser Aufwand von jahrlich 12,4 Mio. Euro entsteht fiir die jahrlich
anfallende Zustandspriifung, Durchfiihrung erforderlicher Planfeststellungen, Monitoring und
die Durchfiihrung baulicher bzw. wasserwirtschaftlicher Mafinahmen durch Techniker, Ingeni-
eure oder Verwaltungsmitarbeiter.

Dariiber hinaus resultieren aus dieser Abschitzung Sachkosten von etwa 60 Mio. Euro p.a. fiir
erforderliche Technik wasserwirtschaftlicher AusbaumafSinahmen oder Investitionen. Im Rahmen
der Anhorung hat hierzu Bremen mitgeteilt, dass fiir deren Land mit einem Anteil von etwa 2
Mio. Euro zu rechnen ist. Insgesamt entsteht hieraus ein jahrlicher Erfuillungsaufwand von etwa
72,4 Mio. Euro.

Fiir die Lander entfallen zumindest in gleichem MafSe Aufwénde fiir den wasserwirtschaftlichen
Ausbau an Bundeswasserstrafsen. Bei Zugrundelegung gleicher Annahmen resultiert bei einem
Personalaufwand von 40.000 Personentagen a 8 Stunden und einem leicht differierenden Lohn-
kostensatz von 40,30 Euro/h ein jahrlicher Aufwand von 12,9 Mio. Euro. Diese Kosten wie auch
Sachkosten von etwa 60 Mio. Euro p.a. fallen zukiinftig fort

(-72,9 Mio. Euro).

Mit der strom- und schifffahrtspolizeilichen Zustandigkeit der neu aufgelisteten Gewdsser geht
ebenfalls einher, dass fiir die Bundesverwaltung zusétzlicher Erfullungsaufwand entsteht. Fiir 17
der 345 Félle p.a. wird nur eine Anzeige notwendig. Im Einzelfall werden hierfiir 4 Stunden fiir

die Verwaltung geschdtzt (rund 2.600 Euro p.a.).

In allen anderen Fallen wird neben der Anzeige auch eine Genehmigung erforderlich. Bei 95%
der Félle (328 Fille) werden Aufwénde bspw.
o fiir die Prufung der Anzeigen- und Genehmigungsunterlagen, Betreuung des Antragstel-
lers und Vorbereitung des Bescheids (20 Stunden im Einzelfall),
e fiir die Uberwachung der Baumafinahme, der Vorbereitung, Wahrnehmung und Nachbe-
reitung des Ortstermins (16 Stunden im Einzelfall) und
e der Abnahme der Anlage (4 Stunden im Einzelfall)
erforderlich. Insgesamt sind dies bei 40 Stunden im Einzelfall insgesamt etwa 13.000 Stunden, ein
Personalaufwand von etwa 509.000 Euro p.a.
Mithin entsteht fuir die Wahrnehmung zusétzlicher strom- und schifffahrtspolizeilichen Félle ein

jahrlicher Aufwand fiir den Bund von etwa 511.000 Euro.
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II1.4 Evaluation

Das Regelungsvorhaben wird 5 Jahre nach Inkrafttreten (2025) evaluiert. Ziel der Evaluation ist
die Uberpriifung, ob durch das Heben von Synergien nach der Ubertragung der wasserwirt-
schaftlichen Zustdndigkeit auf den Bund die Ziele der Wasserrahmenrichtlinie schneller und

effizienter erreicht werden.
Diese Zielerreichung soll durch die Anzahl und Art der wasserwirtschaftlichen Ausbaumafs-
nahmen vor und nach Inkrafttreten des Regelungsentwurfs bewertet werden.

Daten tiber wasserwirtschaftlichen Ausbaumafinahmen werden von der Wasser- und Schiff-
fahrtsverwaltung erhoben. Sie dienen gleichzeitig der Bestandsaufnahme fiir den nach Wasser-

rahmenrichtlinie aufzustellenden Bewirtschaftungsplan 2027-2033.

III. Ergebnis

Der Nationale Normenkontrollrat erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine Ein-

wande gegen die Darstellung der Gesetzesfolgen in dem vorliegenden Regelungsentwurf.

Dr. Ludewig Grieser

Vorsitzender Berichterstatterin
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Anlage 3

Stellungnahme
des Bundesrates

Entwurf eines Gesetzes Uber den wasserwirtschaftlichen Ausbau an
Bundeswasserstrallen zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele der
Wasserrahmenrichtlinie

Der Bundesrat hat in seiner 1000. Sitzung am 12. Februar 2021 beschlossen, zu dem Ge-
setzentwurf gemal Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

Zum Gesetzentwurf allgemein

a) Der Bundesrat begriflt die Zielrichtung des Gesetzentwurfes zur Erreichung der Be-
wirtschaftungsziele der Wasserrahmenrichtlinie an Bundeswasserstrafien.

b) Der Bundesrat ist aber der Auffassung, dass bei der Konkretisierung des Begriffes
»,dem allgemeinen Verkehr dienend“ (Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe a) die Benen-
nung der Sport-, Freizeit- und Fahrgastschifffahrt den Begriff des allgemeinen Ver-
kehrs nicht erweitert, sondern lediglich klarstellt. Insofern ist die Begriindung in Ab-
schnitt A 1l., letzter Absatz, Satz 2 und in Abschnitt B, Zu Artikel 1 Nummer 1 Buch-
stabe a Satz 5, irrefihrend und der Bundesrat bittet um Klarstellung im weiteren Ver-
fahren.

c) Der Bundesrat ist der Auffassung, dass eine 6kologische Weiterentwicklung der Bun-
deswasserstralien einheitlich auf allen BundeswasserstraBen erfolgen muss und eine
diesbeziigliche Differenzierung nach Haupt- und Nebenwasserstra3en, die begrifflich
im WaStrG auch nicht vorgesehen ist, unterbleibt. Insofern ist der Klammerzusatz
(,,insbesondere der sogenannten Nebenwasserstralen®) in der Begriindung im Ab-
schnitt A VI. 2, zweiter Absatz, im funften Satz missverstandlich und der Bundesrat
bittet um Klarstellung im weiteren Verfahren.



	Vorgabe: wasserwirtschaftlicher Ausbau zur Erreichung der Ziele der Wasserrahmenrichtlinie
	Vorgabe: Erweiterung des räumlichen Anwendungsbereichs
	1. Regelungsziel
	2. Indikatoren/Kriterien für die Zielerreichung
	3. Datengrundlage

	Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Abs. 1 NKRG
	I. Zusammenfassung
	II. Im Einzelnen
	Bürgerinnen und Bürger
	Wirtschaft
	Verwaltung
	II.4 Evaluation
	III. Ergebnis





